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Präsident Weber eröffnet die Sitzung um 10.00 Uhr.

Präsident Weber: Die 69. (außerordentliche) Sitzung
der Bürgerschaft (Landtag) ist eröffnet.

Ich begrüße die hier anwesenden Damen und Her-
ren sowie die Zuhörer und die Vertreter der Medi-
en.

Auf der Besuchertribüne begrüße ich recht herz-
lich eine Gruppe Arbeitsloser der Agentur für Bildung
und Vermittlung und eine Klasse der Tobias-Schule
aus Bremen.

Seien Sie alle ganz herzlich willkommen heute Vor-
mittag!

(Beifall)

Die Eingänge bitte ich der Mitteilung über den vor-
aussichtlichen Verlauf der Plenarsitzung sowie dem
heute verteilten Umdruck zu entnehmen.

I. Kleine Anfragen gemäß § 29 Abs. 2 der Geschäfts-
ordnung

1. Übergänge zwischen verschiedenen Bildungs-
gängen

Kleine Anfrage der Fraktion der SPD
vom 11. Juli 2006

2. Musische Erziehung und Bildung an Bremer
und Bremerhavener Schulen

Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/
Die Grünen
vom 2. August 2006

3. Entsorgung von TBT-belastetem Baggergut

Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/
Die Grünen
vom 15. September 2006

D a z u

Antwort des Senats vom 31. Oktober 2006
(Drucksache 16/1177)

4. Mehrgenerationenhäuser für Bremen und Bre-
merhaven

Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/
Die Grünen
vom 2. Oktober 2006

D a z u

Antwort des Senats vom 31. Oktober 2006
(Drucksache 16/1178)

5. Berufliche Aus-, Fort- und Weiterbildung im
Lande Bremen

Kleine Anfrage der Fraktion der CDU
vom 10. Oktober 2006

II. Eingabe gemäß § 70 der Geschäftsordnung

Unterschriftenliste der Einwohner des Schnoors
und einiger Freunde mit dem Wunsch, in diesem
Stadtteil keine neuen gastronomischen Betriebe

zuzulassen, keinem bestehenden Betrieb den Aus-
bau zu genehmigen und keine Änderungen des
Nutzungsplans vorzunehmen.

Diese Eingabe kann bei der Verwaltung der Bür-
gerschaft eingesehen werden.

Zur Abwicklung der Tagesordnung wurden inter-
fraktionelle Absprachen getroffen, und zwar zur Ver-
bindung der Tagesordnungspunkte 1 und 2, Wahl ei-
nes Mitglieds des Senats und Vereidigung eines Mit-
glieds des Senats.

Hinsichtlich der Abwicklung der Tagesordnung der
Bürgerschaft (Landtag) wurde vereinbart, dass zuerst
Tagesordnungspunkt 3, Einsetzung eines parlamen-
tarischen Untersuchungsausschusses zur Aufklärung
von mutmaßlichen Vernachlässigungen der Amtsvor-
mundschaft und Kindeswohlsicherung durch das Amt
für Soziale Dienste, und anschließend die miteinander
verbundenen Punkte 1, Wahl eines Mitglieds des Se-
nats, und 2, Vereidigung eines Mitglieds des Senats,
behandelt werden.

Für die Aussprache über den Antrag der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen und der Fraktionen der SPD
und der CDU „Einsetzung eines parlamentarischen
Untersuchungsausschusses zur Aufklärung von mut-
maßlichen Vernachlässigungen der Amtsvormund-
schaft und Kindeswohlsicherung durch das Amt für
Soziale Dienste“ ist für den jeweils ersten Redner je
Fraktion eine verlängerte Redezeit bis zu 30 Minu-
ten vereinbart. Danach wird nach Geschäftsordnung
verfahren. In dieser Aussprache erhält als erster Red-
ner der Vertreter der Fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen das Wort, danach der Vertreter der SPD und der
CDU. Im Anschluss daran wird in der Reihenfolge der
Wortmeldungen verfahren.

Wird das Wort zu den interfraktionellen Abspra-
chen gewünscht? – Das ist nicht der Fall.

Wer mit den interfraktionellen Absprachen einver-
standen ist, den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) ist mit den
interfraktionellen Absprachen einverstanden.

(Einstimmig)

Bevor wir in die Tagesordnung eintreten, möchte
ich dem Abgeordneten Thomas Ehmke zu seinem
heutigen Geburtstag die herzlichsten Glückwünsche
des Hauses aussprechen.

(Beifall)

Wir treten in die Tagesordnung ein.
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Einsetzung eines parlamentarischen Untersu-
chungsausschusses zur Aufklärung von mutmaß-
lichen Vernachlässigungen der Amtsvormund-
schaft und Kindeswohlsicherung durch das Amt

für Soziale Dienste

Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen und
der Fraktionen der SPD und der CDU

vom 20. Oktober 2006
(Drucksache 16/1168)

Dazu als Vertreter des Senats Herr Bürgermeister
Böhrnsen.

Die Beratung ist eröffnet.

Als erste Rednerin hat das Wort die Abgeordnete
Frau Linnert.

Abg. Frau Linnert (Bündnis 90/Die Grünen): Herr
Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Der Bremer Junge Kevin, der am 23. Januar 2004 hier
geboren wurde, wurde zweieinhalb Jahre alt. Das ge-
naue Todesdatum ist unbekannt. Sein kurzes Leben
muss, das kann man aus den Akten sehen und aus
dem, was in die Öffentlichkeit gedrungen ist, ein Mar-
tyrium gewesen sein, und das auch, obwohl es dem
Staat – jedenfalls nach dem Tod der Mutter – und all
denjenigen, die für die Hilfe für dieses Kind zustän-
dig gewesen wären und waren, bekannt gewesen ist,
unter welchen Gefahren Kevin leben musste und dass
er zum Teil vernachlässigt und misshandelt wurde.
Dieser Sachverhalt hat ganz Bremen betroffen ge-
macht, auch hier die Bremische Bürgerschaft, und wir
werden uns gemeinsam daranmachen, diesen Tod
aufzuklären und einen Untersuchungsausschuss ein-
zusetzen, der herausbekommt, wie es zu diesem Ge-
schehen, das uns alle fassungslos macht, kommen
konnte.

Am 10. Oktober dieses Jahres wurde seine Leiche
im Haus seines Vaters gefunden. Senatorin Röpke hat
auch die Opposition unverzüglich informiert, und es
war erkennbar, wie wir alle betroffen über das sind,
was dort geschehen ist. Ihr Rücktritt, das haben wir
hier schon besprochen, ist respektabel, aber alterna-
tivlos. Sie trägt die politische Verantwortung für ei-
nes der größten Verwaltungsversagen in der Ge-
schichte Bremens.

Bremen ist mit dem schlimmen Versagen des Be-
reiches Jugendhilfe bundesweit in die Aufmerksam-
keit geraten. Teilweise haben überregionale Zeitun-
gen diesen Fall aufgearbeitet, haben sich mit dem
Leben von Kevin beschäftigt und viele gute Gedan-
ken eingebracht, weil es auch aus der Distanz oft
vielleicht noch einmal mehr möglich ist, Dinge zu
sehen, die wir lange, auch mit den Verwaltungen, die
hier beschäftigt sind, übersehen haben. Ich verwei-
se auf die gute Chronologie in der „Süddeutschen
Zeitung“,  aber  auch  auf  die  Aufarbeitung  in  der
„Zeit“.

Das, was dort geschehen ist, ist unfassbar. Es ist
auch schwer, darüber zu reden. Das wird Ihnen auch
so gehen. Viele Gespräche, auch im Bekanntenkreis,
drehen sich darum, und eigentlich bleibt neben dem
Entsetzen darüber, dass so etwas passieren konnte,
ein großer Berg von Fragen, die sich nicht nur um
die Menschen drehen, die mit Kevin zu tun hatten,
sondern die auch etwas mit uns selbst zu tun haben,
mit unserer eigenen Haltung zu Kindern, zu Gewalt,
Armut, Jugendhilfe und – an die Adresse der Grü-
nen – unserer eigenen Haltung zur Oppositionsarbeit.
Wir selbst haben über den Zustand der Jugendhilfe
viel gewusst, und auch uns ist es ja nicht gelungen,
das so in den Mittelpunkt unserer Arbeit zu stellen,
dass es vielleicht doch noch möglich gewesen wäre,
mehr Menschen dazu zu bewegen, sich damit zu be-
schäftigen, was in den Jugendämtern in Bremen pas-
siert.

Der Untersuchungsausschuss wird heute einstim-
mig und einvernehmlich eingesetzt. Das ist eine gute
Grundlage, gute Ergebnisse zu erzielen, die wir hier
dringend brauchen. Im Vorfeld, auch in der letzten
Debatte hier, ist ja der Vorwurf der Parteipolitik er-
hoben worden, irgendjemand wollte, in diesem Fall
die Grünen, sein Süppchen aus diesem tragischen
Geschehen kochen. Ich möchte hier nur dazu sagen:
Niemand kann daraus ein Süppchen kochen, wenn
es nicht zu einem weiteren Missbrauch dieses toten
Kindes kommen soll. Wir werden aber auch nichts
verschweigen, denn das gehört zur Aufklärungsar-
beit dazu, und man sollte sich nicht einer Haltung
hingeben, die den Versuch, Verhältnisse zu benen-
nen und Mechanismen zu durchschauen, als „par-
teipolitisches Süppchen-Kochen“ denunziert. Wenn
ich aus dem Rathaus höre, dass dort in der Presse-
abteilung die Einschätzung herrscht, dass die Grü-
nen „auf dem Grab von Kevin tanzen würden“, weil
wir das als Gelegenheit nutzen können, der SPD zu
schaden, dann sagt das viel mehr über die Urheber
solchen Drecks aus als über die Grünen.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Wir werden allen Ermittlungsansätzen nachgehen,
und ich kann mir vorstellen, dass es für Sozialdemo-
kraten mit ihrer Tradition, die darin besteht, für be-
nachteiligte Menschen in besonderem Maße einzu-
stehen, auch besonders schwer auszuhalten ist, was
dort passiert ist. Sie müssen damit klarkommen, dass
das in einem SPD-geführten Ressort passiert ist, in
einer Stadt, die seit dem Krieg von der SPD regiert
wird. Das ist aber Ihre Sache, und ich finde, Sie soll-
ten der Versuchung widerstehen, das dann anderen
anzukreiden.

Die Grünen werden Bürgermeister Böhrnsen, um
das hier ganz klarzumachen, kein persönliches Ver-
sagen ankreiden. Dafür gibt es bisher keinerlei Hin-
weise. Politisch verantwortlich sind Sie aber für den
Zustand einer Regierung, in der über viele Dinge nicht
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so offen gesprochen wurde, wie es nötig wäre, und
die sich in der Hoffnung, dass man sich nach außen
immer gut darstellt, an vielen Punkten in den Aus-
schüssen und gegenüber der Öffentlichkeit verbar-
rikadiert hat. Grüne vor so einem Hintergrund nun
ausgerechnet, um beim eigenen Parteivolk Eindruck
zu schinden, neoliberal zu nennen, ist auch ein son-
derbarer Stil. Herr Bürgermeister Böhrnsen, Angst
ist kein guter Ratgeber!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Staatsrat Mäurer legt auf Betreiben des Bürgermeis-
ters einen guten Bericht über die Geschehnisse um
Kevin vor. Er wertet die Akten, die ihm zugänglich
gemacht wurden, aus unserer Sicht zutreffend aus.
Dieser Bericht ist eine gute Grundlage für den Un-
tersuchungsausschuss. Letztendliche Bewertungen,
finde ich aber, sollten vom Parlament vorgenommen
werden, und das werden wir hier auch tun. Diese Ver-
antwortung werden wir annehmen. Ich glaube, dass
Herr Mäurer einige Dinge richtig sieht. Ich glaube
aber, dass man darauf noch einmal einen anderen Fo-
kus legen muss. Die Einschätzung, dass Finanzpro-
bleme keine Rolle gespielt haben – dazu werde ich
mich auch gleich noch äußern –, teile ich ausdrück-
lich nicht.

Wer die Akte von Kevin liest, die sogenannte Fall-
akte, der liest – ich will das für die Öffentlichkeit hier
gern kurz darstellen –, dass Kevin zu früh geboren
wird, süchtig als Kind drogenabhängiger Eltern. Er
liegt lange auf der Intensivstation. Die Eltern sind
süchtig und überfordert, die Mutter kann das Kind
nicht richtig halten, sie ist zu sehr mit sich selbst be-
schäftigt und kann das Kind nicht richtig versorgen.
Der Vater, bekannt als gewalttätig, erhält im Kran-
kenhaus, genau in der Zeit, in der sein Kind gebo-
ren wurde, Hausverbot. Das Krankenhaus äußert sich
vor der Entlassung von Kevin ganz klar. Es sagt näm-
lich, da ging es also um Kevin: „Von kinderärztlicher
Seite bestehen deutliche Bedenken in der Versorgung
des Kindes durch die Mutter.“

Die Familienhebamme, die sich um die Familie
gekümmert hat, war übrigens jemand, von dem man
denkt, dass sie ihre Arbeit gut gemacht hat und auch
mit einem engagierten Verständnis darangegangen
ist. Sie wird von der Familie abgelehnt, weil man die
damit verbundene zu enge Kontrolle nicht wollte. Da
kommt es dann zu den ersten Mysterien, bei denen
man anfängt, den Kopf zu schütteln über das, was
in Bremen passieren kann. Da gibt es nämlich eine
parteiliche Drogensozialarbeiterin, die ganz deutlich
sagt: Nein, Familienhebamme wollen wir nicht. Wir
betreuen die Mutter schon. Die Mutter fühlt sich durch
Kontrolle bedroht, und die Familienhebamme wird
abgelehnt.

Obwohl klar war, dass Kevin nur aus dem Kran-
kenhaus in das Elternhaus entlassen werden kann,
wenn ein engmaschiges Hilfe- und Kontrollsystem

besteht, ist es letztendlich dazu gekommen, dass die-
jenigen, die die Eltern während ihrer Drogensucht
unterstützt haben, sich einseitig parteilich zuguns-
ten der Eltern dahingehend geäußert haben, dass die
Eltern dabei unterstützt wurden, sich der Kontrollen
und Hilfen, bei denen es sich um Kevin dreht, zu ent-
ziehen. Das ist ein Vorgang, der aufgeklärt werden
muss und wo wir auch dringend etwas ändern müs-
sen, wenn sich herausstellt, dass es sich dabei nicht
nur um einen Einzelfall handelt.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Danach liest man Vermerke über Telefonate, in de-
nen eine Familie sagt, es ist alles in Ordnung. Beden-
ken im Sozialamt und eine Kontrolle darüber, wie es
Kevin eigentlich wirklich geht, gibt es erst ein Drei-
vierteljahr später, nämlich im August des Jahres 2004,
übrigens angeregt durch einen Polizeibericht, der ganz
ungeschminkt und klar sagt: Es gibt Verdacht auf
Kindesmisshandlung. Das war im August 2004. Da
war Kevin ein Dreivierteljahr alt.

Der Hausbesuch des Amts für Soziale Dienste fin-
det dann im Oktober statt. Da wird Kevin zu Hause
nicht angetroffen, denn er liegt auf Betreiben des
Kinderarztes in der Professor-Hess-Kinderklinik. Dort
kommt man zu dem Ergebnis, das möchte ich hier
gern vortragen, Zitat aus dem Arztbericht: „Multip-
le traumatische Frakturen, Kindesmisshandlung,
Entwicklungsstörung“. Dann kann ich es Ihnen nicht
ersparen zu sagen, was man dort genau gefunden hat,
nämlich den Bruch des Unterschenkels, den Bruch
des Unterarms, beider Unterarmknochen, mehrere
Schädel- und zwei Rippenbrüche.

Meine Damen und Herren, wenn Ihnen jemand so
etwas angetan hätte, was würde dann passieren? Was
wäre die Normalität? Die Normalität wäre, dass man
Strafanzeige erstatten würde, und derjenige würde
ins Gefängnis kommen. Kann es denn sein, dass wir
in einem Land leben, wo offenkundig, amtskundig,
gerichtskundig und ärztekundig jemandem so etwas
angetan wird, dass dort keine Strafanzeige erstattet
wird? Leben wir in einem Land, wo sich im Ämter-
denken festgesetzt hat, dass das nicht normales Ver-
halten, nämlich eine Strafanzeige und die Verhaftung
derjenigen nach sich zieht, die das getan haben?
Haben Sie das gewusst? Haben Sie das für möglich
gehalten? Ich glaube das nicht! Die Kinder sind doch
besonders schützenswert.

Wenn jemand einem Kind so etwas antut – das sind
doch nicht nur, wie die Klinik schreibt, Kindesmiss-
handlungen –, dann ist doch da klar gewesen, dass
es nicht nur von der Wickelkommode gefallen ist. Wie
kann es sein, dass das Normalste von der Welt, was
in jedem Rechtsstaat passiert, wenn jemand so an Leib
und Leben beschädigt wird, nicht dazu geführt hat,
dass ein normales Ermittlungsverfahren, ein normales
Strafverfahren eingeleitet wird? Das kann doch nur
sein, dass es dort ein Denken gibt, dass man glaubt,
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dass Kinder weniger Rechte haben als wir Erwach-
senen. Das werden wir ganz, ganz schnell ändern
müssen!

(Beifall)

Kevin kommt zurück zu den Eltern, kurz danach
in das Hermann Hildebrand Haus, kurz danach zu-
rück zur Familie. Im Hermann Hildebrand Haus hat
man gefunden, dass er entwicklungsverzögert und
vernachlässigt ist. Dort findet man eigentlich in der
Akte den einzigen konsequenten Versuch – wenn man
schon meint, man will Kevin unbedingt in der Fami-
lie halten –, wirklich auch mit einer ganz engmaschi-
gen Betreuung sicherzustellen, dass jeden Tag jemand
in die Familie kommt und die Familie betreut, sechs
Wochen Intensivbetreuung. Aus der Akte geht hervor,
dass danach die Familie stabilisiert verlassen wurde.
Ich melde da ein Fragezeichen an!

Es ist aber auf jeden Fall das erste Mal in der Ge-
schichte dieser Familie eine Zeit gewesen, in der das,
was man sich vorgenommen hatte, als man gesagt
hatte, man lässt Kevin bei den Eltern, da nämlich ganz
genau zu schauen und der Familie alle Unterstützun-
gen zu geben, die sie braucht, endlich eingelöst wurde.
Einmalig! Kevin ging es danach wohl besser. Die
Familie war stabilisiert. Dann gingen das alte Hin-
halten, Aktenvermerke über beschwichtigende Te-
lefonate und ein großer, betriebsamer Papierverkehr
weiter.

Das Jahr 2005 ist bis zum November von Bemü-
hungen des Amtes gekennzeichnet. Es ist nicht so,
dass dort jemand faul oder einfach weg war, sondern
es gibt ein ständiges Bearbeiten der Akte mit den
Bemühungen, zu den Eltern Kontakt zu halten, die
sich dem allerdings mit verschiedenen Ausflüchten,
die allerdings meiner Meinung nach von einem pro-
fessionell  agierenden  Sachbearbeiter  auch  durch-
schaut werden müssten, entzogen.

Die Mutter von Kevin stirbt im November 2005. Der
Vater kommt in die Psychiatrie, Kevin kommt in das
Hermann Hildebrand Haus, und vielleicht war es eine
der letzten Gelegenheiten, sein Leben zu retten. Bei
einer Fallkonferenz im Sozialamt findet eine Mehr-
heitsentscheidung statt, das Kind aus dem Hermann
Hildebrand Haus zurück zum Vater zu geben. Auch
die Amtsvormünderin hat sich mit der Äußerung dafür
eingesetzt, dass es da um die Stabilisierung des Va-
ters geht, wie man überhaupt in vielen Stellungnah-
men einen Fokus darauf legt, was eigentlich mit dem
Vater passiert: Er hat seine Frau verloren, und wenn
man ihm jetzt auch noch das Kind wegnehme, sei es
das K. o. für den Vater.

Man findet in der Jugendamtakte, in der es ja um
Kevin ging, kein Bild von Kevin, keine Auseinander-
setzung darüber, ob er Zähne hatte, ob er sitzen konn-
te, ob er lachen konnte, nichts! Es geht um drogen-
abhängige Eltern, wobei übrigens schon von Anfang
an völlig offensichtlich ist, dass sie erheblichen Bei-

gebrauch hatten. Das ist damals auch, als das Kind
nach der Geburt entlassen wurde, als Bedingung aus-
geschlossen worden, dass sie Beigebrauch haben.

Vom Januar 2006 bis Oktober dieses Jahres gibt
es viele Kontaktversuche. Der Vater nimmt perma-
nent die Termine nicht wahr. Was passiert? Er be-
kommt einen neuen. Er erzählt mehrfach, dass er zur
Mutter ziehen will, erzählt wilde Geschichten von
irgendwelchen kranken Vätern. Nichts davon, das
sage ich Ihnen, wird sich letztendlich als wahr erwei-
sen.

Dieser Mann, Vater von Kevin, hat Institutionen
erfahren, Gefängnis erfahren, die Sachbearbeiter in
einer Art und Weise an der Nase herumgeführt, was
ein ganz schlechtes Licht auf die Professionalität in
diesem Amt wirft. Das muss zur professionellen Ar-
beit dazugehören, dass man weiß, dass es Menschen
gibt, die so abgebrüht sind, dass sie wissen, was man
Sozialarbeitern erzählen muss, damit sie das machen,
was man will. Man muss auch für seine eigene Kon-
trolle ein System leben, dass das, was Wolfgang Klar-
mann gestern zu Recht in „Phoenix“ gesagt hat, näm-
lich die Beziehungsarbeit mit den Familien, letzt-
endlich auch in Grenzensetzen und Konsequenzen-
ziehen besteht.

(Beifall)

Am 10. Oktober wird Kevin tot in der Wohnung des
Vaters gefunden. Das andere wissen Sie aus der
Zeitung. Über die Reaktionen in der Öffentlichkeit
habe ich schon gesprochen.

Wenn ich jetzt noch einmal einen persönlichen Ein-
druck darüber wagen darf, wie es einem geht, wenn
man die Akte liest: Ich bin selbst Mutter von zwei
Kindern, und man kann sich ganz schwer dagegen
wehren, dass es anfängt, einen in einer gewissen Art
und Weise gefangen zu nehmen, die vielleicht auch
nicht immer gut ist. Es ist richtig, sich dem emotio-
nal hinzugeben, wir brauchen aber auch, damit wir
zu Ergebnissen kommen, eine Distanz dazu.

Ich kann aber sagen, dass je mehr man in dieser
Akte liest, desto mehr sich das Gefühl in einem breit
macht, jetzt ist es aber gut. Wenn man die nächste
Seite liest, dann sagt man, jetzt ist aber gut, jetzt
müssen sie aber endlich. Auf der nächsten Seite wie-
der. Man bekommt in einer qualvollen Art und Wei-
se vorgeführt, wie immer wieder neu dem Vater von
Kevin – nicht dem Kind, um das Kind geht es nicht –
Bedingungen gesetzt wurden, die er nicht eingehalten
hat. Es ist immer noch nicht klar, was es letztendlich
bei dem zuständigen Sachbearbeiter gewesen ist, dass
er so blind davor gewesen ist, dass er an der Nase
herumgeführt wurde und diese ständigen Verzöge-
rungsstrategien des Vaters letztendlich das Kind ge-
fährden.

Kevin gibt es als Menschen in der Akte so gut wie
nicht. Es gibt die Eltern mit ihren Problemen, die
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sicherlich auch Hilfe brauchten. Da ging es aber um
das Jugendamt, da ging es um Kevin, und es gehört
auch zu den aufklärungsbedürftigen Sachverhalten,
wie es eigentlich sein kann, dass trotz eindeutiger
Rechtslage die Angelegenheiten der Eltern in diesem
Jugendhilfeverfahren ein so ungutes Übergewicht be-
kommen.

Ich möchte hier gern, ohne dem Ausschuss vorzu-
greifen, ein paar Feststellungen für die Grünen tref-
fen. Das eine ist, uns ist es ganz wichtig zu sagen, es
haben nicht alle weggesehen. Es ist wichtig, auf dem
Guten, was man da gefunden hat, auf den engagierten
Menschen aufzubauen, die das gesehen haben, dass
es furchtbar enden kann. Da will ich als Erste die
Familienhebamme erwähnen. Sie hat sich sehr en-
gagiert um dieses Kind gekümmert und hat auch da-
rum gekämpft, dass Kevin eine Chance hat. Den Kin-
derarzt will ich nennen, er hat Berichte abgegeben,
in denen er gesagt hat, es geht nicht so.

Die Bewährungshelferin der Mutter von Kevin, das
empfand ich eigentlich noch als eines der wirklich
positiven Dinge, hat relativ früh in einem Bewährungs-
hilfebericht, den sie abgegeben hat, Folgendes ge-
sagt: „Ich finde ein hochgradig süchtiges Paar, das
versucht, ein normales Leben zu spielen. Sehr über-
treibend spielt der Freund die Rolle eines fürsorgli-
chen und liebenden Mannes. Nach meiner Einschät-
zung ist das vierzehnmonatige Kind in seiner Entwick-
lung um zirka sechs Monate zurück.“ Diese Frau, be-
stimmt eine erfahrene Sozialarbeiterin, hat mit zwei
Sätzen zusammengefasst, was da eigentlich los war.

Nirgendwo gibt es da Alarmglocken im Amt für So-
ziale Dienste. Ich will auch als positives Beispiel das
Hermann Hildebrand Haus nennen. Da hat sich je-
mand über das Maß hinaus, was normalerweise er-
wartet wird, engagiert an den Bürgermeister gewandt.
Ich will auch das Familiengericht erwähnen. Da hat
es auch Menschen gegeben, die gesehen haben, dass
etwas schiefläuft, und im Rahmen ihrer Möglichkei-
ten versucht haben, etwas zu ändern.

Wir werden auf dem Positiven, was es da gab, auf-
bauen, um nicht alles schlechtzumachen, aber auch
um anderen Mut zu machen, solche Beispiele nach-
zuahmen.

(Beifall)

Es geht auch nicht, das Jugendamt, das Sozialamt
insgesamt in Misskredit zu bringen, das muss man
auch sagen. Es gibt viele Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter, die dort gute Arbeit machen. Ich glaube, dass
wir viel mehr mit ihnen reden müssen, ihre Erfah-
rungen ernst nehmen müssen. Die Umorganisation
der Sozialämter in den letzten Jahren hat uns, glau-
be ich, als Politik insgesamt letztendlich das Gespür
und den Kontakt zu den Menschen verlieren lassen,
von denen viele auch sehr gut vor Ort arbeiten. Da
ist der Untersuchungsausschuss eine Chance, sich das
einmal anzuhören, was Menschen in der praktischen

Arbeit erleben. Die Strukturen, die wir schaffen, sollen
für sie gute Bedingungen schaffen und nicht von oben
herunter letztendlich deren Arbeit behindern.

Der Untersuchungsausschuss wird die Frage auf-
klären: Wie war eigentlich die Kontrolle der Sach-
bearbeiterinnen und Sachbearbeiter im Amt für So-
ziale Dienste? Man findet in der Kevin-Akte jeman-
den, der nicht unengagiert ist, das kann man nicht
sagen, aber jemanden, der festgelegt ist, der über-
fordert war mit einem gewalttätigen und gewaltbe-
reiten und sehr institutionenerfahrenen Vater.

Man findet auch jemanden, der nicht die Wahrheit
sagt. Wir wissen, dass der Bericht, der vom Amt für
Soziale Dienste dann auf Bitten von Karin Röpke, auf
Bitten von Jens Böhrnsen angefertigt und der Amts-
leitung vorgelegt worden ist, und dann eben auch
weitere Berichte. Wir kennen diese Berichte, und sie
spiegeln in vielen Teilen gar nicht die Aktenlage wider.
Man hat es dort wohl mit einem Sachbearbeiter zu
tun, der, um seine eigene Entscheidung, nämlich,
Kevin bleibt in der Familie, nach oben hin abzusichern,
zumindest Dinge weggelassen hat, die in die Berichte
gehört hätten, und die Sache so dargestellt hat, als
sei  eine  regelmäßige  Hilfe  und  Unterstützung  für
Kevin in der Familie. Das war aber nicht so! So fin-
det man überhaupt in der Akte ständig alle mögli-
chen Vorhaben, Frühe Hilfen und Familienhilfen und
was noch immer. Das Amt hat sehr viele Angebote
gemacht. Dann wurde immer gesagt, ja, der Vater will
es annehmen. Es ist aber nie passiert. Diese Pläne
des Vaters sind Teil der Berichte an die Amtsleitung
geworden. Auf die Art und Weise wurde es zur Ak-
tenwirklichkeit, dass Kevin unterstützt wird, während
in der anderen, der tatsächlichen Wirklichkeit er sei-
nem Vater völlig hilflos ausgeliefert war.

Wir müssen, das regt Herr Mäurer auch an, über
die Frage, welche Arbeitsbedingungen eigentlich
Amtsvormünder in Bremen vorfinden, sprechen. 200
Kinder pro Mitarbeiter sind zu viel, das ist, glaube
ich, allen einsichtig. Da werden wir etwas ändern müs-
sen. Ich persönlich habe auch großes Interesse dar-
an – einige von Ihnen werden es wissen, dass ich über
viele Jahre hinweg im Bereich Drogenpolitik war, das
war ein wichtiger Politikbereich für mich, mir da auch
ein bisschen Kompetenz erworben und in diesem Be-
reich gearbeitet habe –, dass wir miteinander ins Ge-
spräch kommen über die Rolle, die die Drogenhilfe
in Bremen eingenommen hat.

Ich möchte da ganz kurz einmal ein bisschen aus-
holen. Vor ungefähr 15 Jahren gab es große Ausei-
nandersetzungen in Bremen über die Frage: Darf man
an Drogenabhängige eigentlich Methadon geben?
Das ist mühsam erkämpft worden, dass der alte Ver-
elendungsansatz, es muss ihnen so schlecht gehen,
bis sie bereit sind, clean zu werden – den halte ich
nach wie vor für inhuman –, zugunsten eines Ansat-
zes abgeschafft wurde, der Hilfen in der Sucht. Heute
haben wir einen Zustand, bei dem man sagen kann,
Methadon wird als eine Droge neben anderen zusätz-
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lich gegeben. Es findet keine ausreichende Kontrol-
le und Unterstützung statt.

Wir haben auf die Art und Weise einen Zustand
erzeugt, den die damaligen Gegner der Methadon-
vergabe immer an die Wand gemalt haben, nämlich
ohne weitere unterstützende, soziale Hilfen gibt man
Methadon aus. Letztendlich wird die Drogensozial-
arbeit in eine Kumpanei mit den Drogenabhängigen
kommen. Wir setzen keine Grenzen mehr. Ich muss
auch an meine Adresse sagen, ich bin nach wie vor
dafür, Methadon zu geben, aber nicht so! Das geht
einfach nicht!

(Beifall)

Wir müssen auch reden, das wird schwerfallen, über
das Klima im Amt. Die Grünen werden Zeugen be-
nennen, die sagen werden, was dort für eine Arbeits-
atmosphäre herrschte. Es wurde massiv Druck auf
Mitarbeiter ausgeübt, das ist auch bekannt, auf miss-
liebige Mitarbeiter, auf Mitarbeiter, die ihr Budget
nicht eingehalten haben. Es herrschte aus meiner Sicht
ein sehr unmoderner, autoritärer und eben nicht feh-
lerfreundlicher Führungsstil.

Wenn ich will, dass meine Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter ihre Arbeit erstens gern machen und zwei-
tens ein Gefühl für ihre eigenen Schwächen bekom-
men, dann muss ich in einem Amt ein Klima herstellen,
wo es belohnt wird, Probleme zu benennen. In die-
sem Amt für Soziale Dienste herrschte ein Klima, dass
es ausschließlich erlaubt war, nach oben Vollzug zu
melden. Das ist aus meiner Sicht das größte Problem
dieses Amtes für Soziale Dienste, wohin es sich in den
letzten Jahren, assistiert durch Roland Berger, aber
natürlich auch eine Politik, die sich arg auf Erfolgs-
meldungen fixiert hat, entwickelt hat.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Die Grünen bleiben bei ihrer Einschätzung, dass
auch Kostenüberlegungen eine Rolle gespielt haben.
Ich gebe Herrn Mäurer recht, dass sich in der Akte
von Kevin kein Hinweis darauf findet, in dem gesagt
wurde, Inobhutnahme dürfen wir nicht, wir haben kein
Geld mehr. Das ist richtig, es findet sich nicht. Es hat
also keine direkten Kostenüberlegungen gegeben.
Trotzdem, und auch das wird der Untersuchungsaus-
schuss untersuchen und aus unserer Sicht auch he-
rausfinden, hat der Druck, der auf dem Amt herrschte,
nämlich möglichst die vorgegebenen Budgets einzu-
halten, letztendlich natürlich die Kontrollen, wenn ein
Kind nicht in Obhut genommen wurde, behindert und
hat ein Klima geschaffen, bei dem Kostenüberlegun-
gen eine aus unserer Sicht ungesetzliche, viel zu große
Bedeutung hatten.

Ich möchte Ihnen kurz noch einmal vortragen aus
der Vorlage der Deputation für Soziales, Jugend, Se-
nioren und Ausländerintegration vom 7. September
2006, das ist das Sozialcontrolling, das da gemacht

wurde. Da heißt es: „Die Steuerungsvorgabe sieht
weiter vor, dass die Fallzahl im Bereich Vollzeitpfle-
ge den Wert übersteigen darf, sofern im Bereich Heim
eine entsprechende Absenkung erfolgt ist. Die Ge-
samtzahl der Fremdplatzierungen“ – die ist im Üb-
rigen in den letzten Jahren massiv zurückgegangen
– „darf somit nicht gesteigert werden.“

Es wird Ihnen die Behauptung sehr schwerfallen,
dass das keinerlei Einfluss gehabt hat auf die Ent-
scheidung des Amtes aufrechtzuerhalten. Ich finde
auch, dass wir gemeinsam daran kein Interesse ha-
ben sollten, denn ich möchte damit gern verbesser-
te Strukturen und eine ausreichende Finanzausstat-
tung erkämpfen.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Mit zu den Dingen, über die wir sprechen müssen
im Untersuchungsausschuss, und mit zu den Fragen
gehört auch die Frage, warum der sehr gute Brief der
Wohlfahrtsverbände vom Mai dieses Jahres, das ist
auch noch nicht so lange her, in dem sie sich inten-
siv mit dem Zustand der ambulanten Jugendhilfemaß-
nahmen und der Inobhutnahme auseinandersetzen
und insgesamt mit dem Zustand des Jugendamtes,
das will ich hier auch noch einmal kurz zitieren, so
wenig öffentliche Resonanz hervorgerufen hat, auch
nicht bei der Presse. Es gab einen Artikel im „We-
ser-Kurier“, aber sonst ist es leider so verpufft, ob-
wohl Leute da richtig Mut gehabt haben, Missstän-
de zu benennen.

Da heißt es in dem Papier der Wohlfahrtsverbän-
de unter Neustrukturierung der ambulanten Jugend-
hilfemaßnahmen und der Inobhutnahme: „Die feh-
lende fachliche Steuerung in der Jugendhilfe ist fa-
tal. Das bereits Anfang der Neunzigerjahre des letzten
Jahrhunderts, gemessen vom Amt für Soziale Dienste
und den freien Trägern, entwickelte Hilfeplanverfah-
ren mit den gesetzlich geforderten Beteiligungen und
Dokumentationen wurde nie ausgewertet. Die für die
Auswertung ursprünglich eingesetzte Mitarbeiterin
wurde bereits nach sechs Monaten von der Aufga-
be entbunden, sie wurde nicht ersetzt, entsprechend
fehlen aussagekräftige Daten. Ambulant vor statio-
när ist gesetzlich geregelt, diese Vorgabe wurde auch
in der Vergangenheit bereits umgesetzt. Die jetzt
vorgenommene Neujustierung findet unter rein fis-
kalischen Gesichtspunkten statt, bei welchen Problem-
stellungen es unter Berücksichtigung vorhandener
Ressourcen welcher Lösungsansatz erfolgverspre-
chend ist.“ Das hätte normalerweise alle Alarmglo-
cken klingen lassen müssen, passiert ist nichts.

Wir werden im Untersuchungsausschuss auch über
etwas reden, was allen vielleicht am meisten schwer-
fallen wird, weil es am meisten mit uns selbst zu tun
hat, nämlich über die Kultur des Laisser-faire. Mit der
Kultur fordern wir professionelle Distanz ein, setzen
wir selbst eigentlich Grenzen, wissen wir selbst, wo
Verantwortung beginnt und endet, und können wir
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auch Verantwortung für Unbequemes übernehmen,
setzen wir in der Jugendhilfe und in der Sozialarbeit
auf Professionalität und haben wir genau verstanden,
wo auch in unserem eigenen Milieu unsere eigene
Sichtweise auch soziale Problemlagen und Kumpa-
nei und Parteilichkeit miteinander verknüpft sind und
eine unheilvolle Mischung eingehen, die letztendlich
die professionelle Distanz eigentlich gar nicht mehr
gewährleistet.

Wir werden auch darüber reden, wie man es in Bre-
men schaffen kann, dass wieder mehr die Wahrheit
gesagt wird. Über die Unwahrheit im Bericht des
Sachbearbeiters habe ich hier gesprochen, aber zu
dem Spiel gehört auch, dass nach dem Tod von Ke-
vin gesagt wurde, es werden 135 Kinder in 97 Fami-
lien besucht. Wir wissen aber, dass das nie geplant
war. Es war geplant, 50 Familien zu besuchen, und
das dauert auch seine Zeit. Die Kritik ist nicht, dass
sie es in diesem Zeitraum nicht geschafft haben, son-
dern dass der Öffentlichkeit via Presseerklärung
wieder nicht die Wahrheit gesagt wurde über das, was
man eigentlich mit den Mitarbeitern insgesamt über-
haupt schaffen kann.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Wir werden auch über die Erfahrung reden, die man
in der Deputation macht. Es gelang uns allen gemein-
sam, den Grünen insbesondere, nicht, in der Depu-
tation die Probleme zuzuspitzen, klare Aussagen zu
erhalten, und zwar Aussagen, auf die man sich auch
verlassen kann. Wir konnten uns nicht darauf ver-
lassen, dass dort von allen Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeitern die Wahrheit gesagt wird, und wenn das
wirklich so ist, dann entzieht das hier uns die Arbeits-
grundlage.

Auch Herr Härtl hat, obwohl das schon nach dem
Tod von Kevin war, noch erzählt, die Grünen könn-
ten die Akte nicht einsehen, sie sei ja von der Staats-
anwaltschaft beschlagnahmt. Was soll so etwas ei-
gentlich? Soll man jetzt wirklich vor dem Hintergrund
dessen, was passiert ist, sich noch über diese Art und
Weise gegeneinander das Leben schwer machen? Wir
werden auch über Armut reden, Kinderarmut und
über die Frage, ob Politik noch in der Lage ist, die
Situation von benachteiligten Familien in angemes-
sener Art und Weise in ihr Handeln mit einzubezie-
hen.

Kevin wird nicht wieder lebendig, wir sind alle ver-
pflichtet, alles zu tun, dass sich so etwas nie wieder-
holt. Wir müssen einen kompromisslosen Schutz
unserer Kinder durchsetzen. Der Untersuchungsaus-
schuss wird aufklären und Vorschläge machen, und
wir versprechen mit Klaus Möhle und Jörg Schmidt-
mann eine kompetente und engagierte Zusammen-
arbeit.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Präsident Weber: Als Nächster erhält das Wort der
Abgeordnete Dr. Sieling.

Abg. Dr. Sieling (SPD): Herr Präsident, meine sehr
verehrten Damen und Herren! Wir sind heute hier
zusammengekommen zu einer Sondersitzung, weil
ein kleiner Junge in unserer Stadt gestorben ist, der
nicht hätte sterben dürfen und der nicht hätte ster-
ben müssen. Das Schicksal von Kevin, das kann man,
glaube ich, sagen, erschüttert Bremen und hat Bre-
men und Bremerhaven erschüttert, es hat die gesamte
Republik berührt und erschüttert. Die Vernachlässi-
gung, die hier stattgefunden hat in dem kurzen Le-
ben des Kindes, ist natürlich das, was die Tragödie
um den Tod noch einmal besonders deutlich macht,
eine Tragödie, und darum, finde ich, kann man und
darf man nicht herumreden, die auch ein besonde-
res politisches Ausmaß hat.

Heribert Brandl von der „Süddeutschen Zeitung“
hat sehr früh, schon am 13. Oktober, dazu kommen-
tiert, ich darf mit Genehmigung des Präsidenten zi-
tieren: „Wenn Eltern furchtbar versagen, wenn ihre
Kinder verkümmern, verwahrlosen, verhungern, wenn
sich also das Elternrecht in Elternunrecht verwandelt,
dann muss der Staat Vater, Mutter und Vormund sein.
Die leiblichen Eltern haben ein Sorgerecht, der Staat
hat notfalls die Sorgepflicht.“ Das ist das zentrale Pro-
blem, mit dem wir uns befassen müssen, weshalb es
in diesem Haus einen Untersuchungsausschuss gibt.
Dieser Sorgepflicht ist nicht hinreichend entsprochen
worden, das Hilfesystem hat komplett versagt, dar-
an gibt es nichts zu beschönigen.

Wir Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten
wollen diesen Untersuchungsausschuss, weil wir
wissen wollen, wie es zu diesem tragischen Tod ge-
kommen  ist,  weil  das  Versagen  der  Institutionen
durchleuchtet werden muss und weil im Ergebnis,
dann sind wir auch bei dem Gespräch darüber, was
zu tun ist, dafür gesorgt werden muss, dass ein sol-
cher Vorgang nicht wieder geschieht. Nie wieder darf
es eine solche Akte über ein Kind geben, nie wieder
darf ein Kind in Obhut so anhaltend wirklich ohne
Obhut und ohne persönliche Beobachtung bleiben.
Das ist im Kern das, was wir ändern müssen an die-
sem Hilfesystem.

(Beifall bei der SPD, bei der CDU und
beim Bündnis 90/Die Grünen)

Wir wollen als Sozialdemokraten diesen Untersu-
chungsausschuss und haben deshalb etwas getan, das
Gleiche gilt für die CDU, was wir bei einem solchen
Antrag noch nie gemacht haben, dass alle Mitglie-
der unserer sozialdemokratischen Fraktion diesen
Einsetzungsbeschluss unterschrieben haben, denn
hier geht es um eine gemeinsame Aufgabe, und wir
als Parlament müssen diese Aufklärung mit aller Kraft
verfolgen und dürfen auch die Aufklärung nicht de-
legieren, gleichwohl viele an den Dingen werden ar-
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beiten müssen. Aber wir haben hier auch als Parla-
ment eine eigene Aufgabe, und alle Beteiligten müs-
sen und sollten sich die Frage vorlegen, welche ei-
gene Verantwortung wir und sie, aber wir selbst eben
auch, in diesen Vorgängen haben.

Staatsrat Mäurer hat vor zwei Tagen seinen Bericht
vorgelegt, ein wichtiges Dokument, vor allem aber
ein erschütterndes Dokument, in dem in sehr klarer
Sprache sehr deutlich nachgezeigt wird, welches
schreckliche erschütternde Leben dieses Kind hatte
und welche Dinge geschehen sind, um zu diesem
Ergebnis zu kommen. Ich kann nicht sagen, wie es
zu diesem Tod des Kindes gekommen ist, denn das
erschließt sich einem in Wirklichkeit nicht, wie es dazu
gekommen sein kann, dass diese Vernachlässigung,
dieses Nichtkümmern, dieses Nichtsorgen, immer
wieder stattgefunden hat. Ich will die einzelnen Sta-
tionen dieses Lebens hier nicht wiedergeben, denn
Sie hatten sicherlich alle die Gelegenheit, den Be-
richt von Staatsrat Mäurer nachzulesen. Frau Linnert
hat ja auch die Geschichte dieses Kindes hier sehr
ausführlich referiert.

Ich möchte mich, denn das war ein ganz entschei-
dender Punkt, dass dieser Bericht so in dieser Klar-
heit vorgelegt wird, an dieser Stelle sehr ausdrück-
lich und sehr herzlich bei Staatsrat Mäurer bedan-
ken für diese Arbeit und bei den Mitarbeiterinnen
und Mitarbeitern des Justizressorts, die ihn erstellt
haben, und bei unserem Bürgermeister, der diese Auf-
gabe in Auftrag gegeben hat. Das war ein wichtiger
erster Schritt. Herzlichen Dank dafür!

(Beifall bei der SPD)

Das war wirklich im Sinne dieses Kindes, und das
ist der Stil, das muss er auch bleiben, mit dem wir
an die Dinge herangehen. Ich sage das hier auch, Frau
Linnert, weil ich Ihre Ausführungen über irgendwel-
che Gespräche oder Ausführungen im Rathaus nicht
nachvollziehen konnte und es auch wirklich nicht
sachdienlich und der Situation nicht angemessen fin-
de, wenn wir damit so umgehen und uns hier gegen-
seitig irgendwelche Beurteilungen zuschieben. Wir
müssen uns um das Problem kümmern. Herr Staats-
rat Mäurer hat sich um das Problem bemüht, das ist
der erste Schritt, das ist die entscheidende Grundla-
ge für uns für die Beratung im Untersuchungsaus-
schuss.

In der Konsequenz sagt dieser Bericht, dass vie-
les an Arbeitsabläufen im Jugendamt, im Amt für
Soziale Dienste nicht in Ordnung war, dass es dort
organisatorische Strukturen und Kontrollsysteme ge-
geben hat, die nicht gegriffen haben, und so gese-
hen das Kontrollsystem nicht hinreichend war. Das
Jugendamt, das Amt für Soziale Dienste steht hier im
Zentrum der Kritik.

Politische Verantwortung ist gezogen worden durch
den Rücktritt von Senatorin Röpke, der in der Tat kon-

sequent war und der, glaube ich, eine breite Hoch-
achtung in diesem Hause, aber insgesamt zur Folge
hat: Das war das Einzige, was gemacht werden konn-
te, und es war richtig. Es war aber genauso richtig,
Konsequenzen zu ziehen im Hinblick auf die Amts-
leitung im Amt für Soziale Dienste, was das Ressort
und Staatsrätin Dr. Weihrauch hinterher vollzogen
haben. Natürlich ist es unabweisbar und unausweich-
lich gewesen, dass hier die zuständigen Spitzen auch
entsprechend schnell erst einmal so weit zur Verant-
wortung gezogen oder aus der Verantwortung genom-
men werden, wie dies möglich ist.

Ich sehe auch, es ist richtig und wichtig, dass wir
uns befassen und dass auch in aller Klarheit und Of-
fenheit mit dem Amt für Soziale Dienste und im Ju-
gendamt darüber geredet wird, wie es zu diesen Me-
chanismen hatte kommen können, die den Tod die-
ses Jungen zur Folge hatten. Dazu gibt es, glaube ich,
keine Alternative. Ich schließe mich aber sehr den
Ausführungen von Frau Linnert an, dass wir aufpassen
müssen, in dieser Situation nicht jedem und jeder
Mitarbeiterin und Mitarbeiter in diesen Ämtern die
Schuld zu geben und zu sagen, sie alle machen dort
schlechte Arbeit oder sind unzureichend. Ich denke,
das ist nicht der Fall, ich fand es richtig, das zu sa-
gen.

Besonders hervorzuheben ist allerdings auch das
besondere Engagement der Hebamme, wir können
das in dem Bericht gut nachlesen, des Kinderarztes,
der Leitung des Hermann Hildebrand Hauses, die sehr
gedrängt haben. Die Frage ist: Warum ist das Gan-
ze nicht durchgedrungen? Das ist die Kritik, und da
kann man es sich nicht leicht machen, und ich kann
nur sagen, jede Mitarbeiterin und jeder Mitarbeiter
in den Ämtern muss sich die Frage nach der eige-
nen Aufgabenerfüllung und nach dem Umgang stel-
len. Ich denke, das tut dort auch jeder. Wenn man
so engagiert mit Menschen arbeiten muss, wenn das
der Beruf und die Berufung ist, dann dürfen wir das
erwarten. Ich denke, es gibt eigentlich keine Hinweise
darauf – auch das zeigt der Bericht von Staatsrat
Mäurer ja sehr deutlich –, dass dies an der Stelle eine
Grundhaltung in dem Amt ist. Es gibt eben organi-
satorisch und sonstige Mechanismen, die dazu ge-
führt haben.

Ich will an dieser Stelle aber auch sagen, weil das
auch angesprochen ist, dass wir als Parlamentarier-
innen und Parlamentarier uns Fragen vorlegen müs-
sen. Frau Linnert hat dies für die Grünen gesagt, und
ich sage dies auch für die sozialdemokratische Frak-
tion. Wir haben in den letzten Wochen auch die frak-
tionsinternen Beratungen geführt, und es hat sich
gezeigt, wie jede Einzelne und jeder Einzelner das
wirklich ernst nimmt, sich die Frage vorlegt, ob man
hier etwas nicht richtig gemacht, nicht aufgepasst hat.
Ich habe den Eindruck aus Gesprächen, das kann man
für das ganze Haus sagen, hier hat das Hilfesystem
versagt, aber hier ist natürlich auch die Frage zu stel-
len, wie wir als parlamentarische Kontrolle zu wir-



(A) (C)

(B) (D)

Bremische Bürgerschaft (Landtag) – 16. Wahlperiode – 69. (außerordentliche) Sitzung am 2. 11. 06 4585

ken haben, uns zu engagieren haben, dass die Män-
gel in schnellerer und zügigerer Weise deutlich wer-
den.

Der Bericht von Staatsrat Mäurer kommt auch zu
dem Ergebnis, dass es in diesem konkreten Einzel-
fall keine Kostengründe gegeben hat, die zu diesem
Ergebnis geführt haben. Das ist richtig und zeigt sich
in diesem Fall auch sehr deutlich. An der Stelle bin
ich sehr froh, Frau Linnert, dass Sie sagen, das se-
hen Sie auch so, auch aus Ihrem Aktenstudium. Das
ist, glaube ich, ein sehr wichtiger Punkt! Man muss
aber jetzt aufpassen, dass man dann nicht zu schnell
– in Ihrer Rede war mir das etwas zu schnell – den
Übergang dazu findet, dass man dann sagt, es sind
aber am Ende doch Kostenfragen gewesen, die die-
se Strukturen produziert haben. Das ist mir deshalb
zu schnell, weil die Grundlinie, ambulant statt stati-
onär zu versorgen, eine ist, die sich auch fachlich aus
vielen Dingen herleitet, und keine ist, die sich rein
und gar nur aus finanziellen Gründen ergibt.

Die Fremdunterbringung sollte gesenkt werden,
das ist richtig, und ist auch etwas, was im Kern eine
positive Entwicklung wäre. Allerdings, und darüber
müssen wir reden, wenn diese Senkung der Fremd-
unterbringung dazu führt, dass es zu solchen Vernach-
lässigungen und zu solchen strukturellen Dingen
kommt, dann müssen die Dinge korrigiert werden.
In diesem Falle aber, will ich deutlich sagen, wird doch
klar, dass neben den Strukturfragen ganz offensicht-
lich auch dieser Fallmanager nur in diesem Betreu-
ungsfall bei Kevin drastische Versäumnisse vorge-
nommen hat, dass er unzureichend informiert und
berichtet hat. Unzureichend heißt dort, dass Fakten
gefehlt haben. Das ist noch eine völlig ungeklärte
Angelegenheit und wird eine wichtige Aufgabe, die
sicherlich nicht nur der Untersuchungsausschuss zu
betrachten hat: Welche Motivationen hat es gegeben,
dass dieser Fallmanager an dieser Stelle in diesem
Fall so reagiert hat.

Es spielt sicherlich diese Gesamtdiskussion eine
Rolle, dass wir in den ganzen letzten Jahren eine
Entwicklung haben, dass der Elternwille als Richt-
schnur gilt im Umgang mit Kindern. Das haben wir
in vielen politischen Bereichen. Das ist eine im Grund-
satz richtige Haltung, aber sie darf nicht dazu füh-
ren, dass es ein Laisser-faire gibt, ein Lockerlassen
von Entwicklungen, die dann dazu führen, dass man
derartige drastische Fehlentscheidungen, drastische
Ignoranz von Fehlentwicklungen zulässt und Kinder
eher bei ihren Eltern lässt.

Das ist die zentrale Lehre, die wir aus dem Tod
dieses Jungen ziehen müssen. Elternwille als Richt-
schnur ist in Ordnung, in der Abwägung muss aber
das Wohl der Kinder ganz oben stehen, und es muss
ganz oben stehen, dass wir uns sorgen und diese Sorge
notfalls wahrnehmen. Ich lese lieber eine Überschrift
„Kind zu früh aus der Familie geholt“ als die Über-
schrift „Kind in der Familie gestorben“, meine Da-

men und Herren. So muss man es leider zuspitzen,
auch vor dem Hintergrund dieser Entwicklung.

(Beifall bei der SPD)

Dass es vor dem Hintergrund der polizeilichen Mel-
dungen, der Bitten des Bürgermeisters, des Drängens
der Senatorin nicht dazu gekommen ist, dass im Fall
Kevin wirklich gehandelt wurde – außer, dass viele
Worte auf Papier geschrieben wurden –, ist der un-
glaubliche Vorgang, der dadurch aber noch einmal
verschärft wird, dass wir uns die Frage vorlegen müs-
sen, vor allem dieser Arzt sich die Frage vorlegen
muss, warum er sich ebenfalls so konsequent auf die
Seite des Vaters gestellt hat und warum er so wenig
aufgrund der Alarmsignale, die dort sichtbar waren,
gehandelt hat.

An der Stelle möchte ich deshalb auch sagen, dass
uns dieser Fall natürlich dazu führt, dass wir über den
Umgang von Drogensüchtigen mit ihren Kindern, aber
natürlich auch über den Umgang und über die Fort-
setzung unserer Methadonprogramme reden müssen.
Ich teile, was Frau Linnert dazu ausgeführt hat, wir
müssen in stärkerer Weise darauf achten, dass Bei-
gebrauch unterbunden wird. Da wird man auch über
Regularien reden müssen. Wir müssen wahrschein-
lich auch in stärkerer Weise dazu kommen, dass die
Ärzte, die zuständig sind, vielleicht auch deutlicher
kontrolliert werden und dass darauf geachtet wird,
und es wird kritischer zu prüfen sein, ob Drogenab-
hängige in den konkreten Fällen – bitte nie pauschal,
sondern in konkreten Fällen – ihre Kinder vernünf-
tig versorgen beziehungsweise vernünftig versorgen
können, meine Damen und Herren.

Wir müssen auch beginnen, dafür ist, glaube ich,
die heutige Diskussion und die heutige Bürgerschafts-
sitzung in ihrer Gesamtheit ein wichtiger Zeitpunkt
mit der Einsetzung des Untersuchungsausschusses,
aber auch mit der bevorstehenden Neuwahl der Se-
natorin, darüber zu reden, welche Maßnahmen er-
griffen werden müssen, um solche Vorgänge und
solche Fälle zu verhindern. Dazu möchte ich als Erstes
sagen, der Bürgermeister hat dies mehrfach formu-
liert und auch sehr schnell gefordert, dass wir neue
Standards brauchen, neue Standards im Bereich der
Jugendhilfe. Neue Standards heißt an der Stelle, dass
das Kindeswohl in das Zentrum von Entscheidungen
gestellt werden muss, und zwar das Kindeswohl nicht,
wie es sich in den Akten wiederfindet, sondern das
Kindeswohl sehr unmittelbar durch die Beobachtung,
durch den Besuch, durch das Aufsuchen.

Ich finde, alles, was dort jetzt an Maßnahmen im
Rahmen der bestehenden Möglichkeiten ergriffen
worden ist, ist ein richtiger und ein guter Weg, der
eingeschlagen worden ist. Es geht aber darüber hi-
naus. Es geht nicht nur darum, dass die größten Pro-
blemfälle in Augenschein zu nehmen sind, dass wir
uns mit diesen Sorgen befassen, auch das muss man
übrigens an der Stelle in der Debatte einmal sagen,
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die eher zunehmen in der Entwicklung unserer Ge-
sellschaft, in der Entwicklung einer Gesellschaft, die
geprägt ist von sich verfestigender Arbeitslosigkeit,
auch von Ausgrenzung von Familien und teilweise
schwierigen Lagen in ganzen Quartieren, sondern es
wird auch darum gehen, dass wir uns als Staat und
als Kommune dieser Verantwortung stellen müssen.

Da bin ich auf der Ebene des Handelns bei den So-
fortmaßnahmen, die ergriffen werden müssen, wenn
wir in Zukunft Dinge vermeiden wollen. Dass der Se-
nat am vergangen Wochenende erste Stellen ausge-
schrieben hat und neun Stellen im Bereich des Am-
tes für Soziale Dienste zur Verstärkung einsetzen will,
halte ich für ein richtiges Signal, für eine richtige
Maßnahme, meine Damen und Herren. Hier müssen
Kümmerer ans Werk, und die Arbeit, die im Ressort
von guten Leuten schon geleistet wird, muss verstärkt
werden. Darum freue ich mich, dass der Senat hier
so schnell handlungsfähig war.

(Beifall bei der SPD)

Ich möchte aber auch sagen, das muss man wis-
sen, dass diese Verstärkung und diese Notwendig-
keiten, auf die wir Konsequenzen ziehen müssen, am
Ende des Tages sicherlich auch Geld kosten werden,
zusätzliches Geld, was sich nicht begründet aus der
Frage – das möchte ich an dieser Stelle noch einmal
sagen –, dass der Tod von Kevin Kostengründe hät-
te, sondern was sich daraus begründet, dass er uns
wie eine Spitze des Eisbergs deutlich macht, dass wir
zusätzliche Anstrengungen unternehmen müssen,
damit in der Gesellschaft Strukturen in dieser Art nicht
entstehen können.

Der Tod von Kevin sollte uns mahnen, hier nicht
über das Geld in politisches Gezänk zu verfallen. Ich
bitte darum, dass dies nicht erfolgt. In diesem Zusam-
menhang wird das Sozialressort mit seinem Etat ge-
fordert sein, einen Schwerpunkt zu setzen. Das kann
aber eventuell nicht reichen, dann werden wir mehr
machen müssen.

(Beifall bei der SPD)

Herr Perschau hat letzte Woche gesagt, es geht hier
um Leben und Tod. Das finde ich richtig, und des-
halb ist es an der Stelle Aufgabe des Sozialressorts,
aber, meine Damen und Herren, es ist auch Aufga-
be des Gesamtsenats und aller Ressorts, hier die ent-
sprechenden finanziellen Möglichkeiten zu schaffen,
dass so etwas möglich ist.

(Beifall bei der SPD)

Wenn ich darauf hinweise, was jetzt in den Mit-
telpunkt der öffentlichen Aufmerksamkeit gelangt ist
und uns eigentlich schon lange bekannt ist und was
dieser schreckliche Tod in einer Weise ans Tageslicht
gespült hat, welche gesellschaftlichen Fehlentwick-

lungen wir haben, dann müssen wir auch dazu kom-
men, dass wir politisch umsteuern dahingehend, dass
wir die Lage der Kinder in unserer Gesellschaft, die
Lage auch der Familien in stärkerer Weise in den Mit-
telpunkt stellen. Vernachlässigung ist ein gesellschaft-
liches Problem, Frau Linnert hat auch ergänzend Fra-
gen der Gewalt und anderes angesprochen, ich kon-
zentriere mich auf diese Vernachlässigungsfra-
gen, die Entwicklung der Kinder überhaupt in ihren
frühen Jahren.

Deshalb wird es wichtig sein und eine richtige Kon-
sequenz, dass wir dazu kommen, die Betreuung in
den Kindergärten und in den Schulen zu verbessern,
dass wir mit der Betreuung der unter Dreijährigen
anfangen, dass wir aber auch in den jetzigen Kinder-
gärten die Situation verstärken. Auch, wenn ich mir
die Lage der Kinder ansehe, ist es richtig, dass wir
im schulischen Bereich auf Ganztagsschulen setzen,
weil es eben viele Familien und viele Kinder gibt,
Bürgermeister Böhrnsen hat es gestern Abend gesagt,
die Montagmorgen mit Hunger im Magen in die Schu-
len kommen. Auch das ist ein Thema, das liegt da-
runter, und das muss angegangen werden.

Dieser Fall sollte uns auch mahnen, im großen
Umfang hierauf politisch zu reagieren, die Situation
von Kindern in Deutschland in den Mittelpunkt zu
stellen und gerade auf arme Familien genauer zu
achten. Dafür sollten wir Steuergelder im Kern ein-
setzen, denn dafür sind die Steuern da, das ist die
Aufgabe des Staates.

(Beifall bei der SPD)

Meine Damen und Herren, zum Schluss möchte ich
sagen, der Bericht von Staatsrat Mäurer zeigt uns nicht
nur, wie sich dieser Fall entwickelt hat, er zeigt uns
auch wichtige Punkte, wo anzusetzen ist. Der Unter-
suchungsausschuss wird die Aufgabe haben, hier auch
von parlamentarischer Seite Beratungen aufzuneh-
men und Empfehlungen zu formulieren. Ein neuer-
liches organisatorisches Versagen muss ausgeschlos-
sen sein. Die Kontrolle muss funktionieren können.
Das Amt für Soziale Dienste und das Jugendamt müs-
sen als Kümmerer für die Kinder und für die Men-
schen auftreten können und ihre Wächterfunktion für
die ganz Schwierigen wirklich auch wahrnehmen. Un-
ser Ziel ist es, den Kinderschutz zu verbessern.

In dem parlamentarische Untersuchungsausschuss,
meine Damen und Herren, wird die SPD-Fraktion mit
voller Kraft arbeiten. Ich sage Ihnen hier zu, wir wer-
den engagiert mitarbeiten! Wir werden vorbehaltlos
bei der Aufklärung wirken. Es darf keine Geheim-
nisse und Unklarheiten geben. Aber wir werden auch
konstruktiv und entschieden bei der Stärkung der Hil-
fen für unsere Kinder wirken und Vorschläge hierfür
erarbeiten. Es geht um das Kindeswohl in unseren
Städten. – Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit!

(Beifall bei der SPD)
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Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Perschau.

Abg. Perschau (CDU): Herr Präsident, meine sehr
geehrten Damen und Herren! Wir setzen heute ei-
nen weiteren Untersuchungsausschuss ein, nachdem
Senatorin Röpke zurückgetreten ist und die politische
Verantwortung übernommen hat für das, was im Amt
für Soziale Dienste geschehen ist und was als Folge
den Tod des kleinen Kevin hatte.

Dieser Untersuchungsausschuss ist genauso alter-
nativlos, wie es der Rücktritt war. Es ist sicherlich so,
wenn man sich die Ereignisse und die Berichte an-
sieht und die einzelnen Indikatoren betrachtet, die
den handelnden Personen im Amt für Soziale Dienste
bekannt waren, dann macht einen das Verhalten
einiger Mitarbeiter in dem Amt ganz schlicht fassungs-
los. Es hat eine solche Dichte von kritischen, außer-
ordentlich kritischen Bewertungen und gutachterli-
chen Stellungnahmen gegeben, wo es eigentlich be-
reits bei jeder einzelnen eine Legitimation gab, die-
ses Kind aus der Familie zu nehmen.

Es ist über einen ganzen Katalog von Hinweisen
hinweg im Grunde genommen nichts geschehen. Ich
bin mir nicht sicher, wenn man jetzt dieses Finanz-
argument nicht überstrapazieren will: Es geht nicht
um das Geld, sondern es geht darum, dass ich bei
vorliegenden Erkenntnissen das Richtige tun muss.
Das hat zunächst einmal mit dem Geld überhaupt
nichts zu tun.

(Beifall bei der CDU und bei der SPD)

Es gibt große Erkenntnisse aus ausführlichen Po-
lizeiberichten, aus Berichten des Krankenhauses, aus
Berichten der Hebamme, in denen ganz eindeutig,
aber ganz eindeutig, eine katastrophale Familiensi-
tuation beschrieben wurde, bei der auch ein Fach-
mann wie der Sachbearbeiter sich nun sozusagen nicht
in eine Form der Gutgläubigkeit zurückziehen kann.
Das ist doch völlig ausgeschlossen! Es ist ja so, dass
das Ehepaar hochgradig drogenabhängig, hochgradig
süchtig war und dass natürlich bei dem Kind, nach-
dem es nach seiner Geburt zusammen mit der Mut-
ter entgiftet wurde, sehr schnell Verletzungen fest-
gestellt worden sind, die ganz eindeutig auf Gewalt-
anwendung im Elternhaus schließen lassen, aber ganz
eindeutig, ohne jeden ernst zu nehmenden Zweifel!

In den Polizeiberichten steht, dass die Mutter be-
trunken und im Rausch im Treppenhaus liegend ge-
funden worden ist, dass das Kind schreiend daneben
gelegen hat, völlig verdreckt und in einem ganz jam-
mervollen Zustand. Es war sehr früh klar, dass das
Kind automatisch traumatisiert sein muss und dass
ein solches traumatisiertes Kind eine ganz andere
Betreuung braucht als die Betreuung gerade dieser
beiden Eltern, wobei sich ja inzwischen herausge-
stellt hat, dass es sich tatsächlich nicht um den leib-
lichen Vater handelt. In Bezug auf den Vater hat es

sehr früh Erkenntnisse darüber gegeben, dass er zur
Gewalttätigkeit neigt und nicht nur zum Drogenkon-
sum. Es hat Erkenntnisse über Vorstrafen gegeben,
und es hat natürlich auch jede Menge Berichte ge-
geben. Die Behörde muss eigentlich einen großen Sta-
pel von Berichten vorliegen haben, aus denen man
beliebig Botschaften ziehen kann. Die Frage, und das
ist das, was einen so fassungslos macht, ist: Wie ist
es möglich, dass über einen so langen Zeitraum nicht
gehandelt wurde?

(Beifall bei der CDU, bei der SPD und
beim Bündnis 90/Die Grünen)

Ich glaube, dass wir uns natürlich darüber im Kla-
ren sein müssen, dass eine Erkenntnis sicherlich darin
besteht, dass in dem Gesamtverfahren das Kindes-
wohl nachrangig zum Elternrecht behandelt worden
ist. Diese Nachrangigkeit, wenn ich sie im Grundsatz
so festlege, kann solche fatalen Folgen haben, und
sie ist nicht akzeptabel, denn das Elternrecht findet
seine Grenze an der Leistungsfähigkeit der Eltern,
an der Fähigkeit der Eltern, Erziehungsverantwor-
tung für das Kind oder die Kinder überhaupt wahr-
nehmen zu können.

Natürlich hat niemand von uns, ich bin auch Va-
ter von zwei Töchtern, es gern, wenn man in die ei-
gene Erziehungskompetenz hineinredet. Es muss doch
aber jeder so viel Vernunft haben zu wissen, dass,
wenn die Eltern ihre Erziehungsfähigkeit verloren
haben, was in diesen beiden Einzelfällen ja so deut-
lich ist, man dann handeln muss und sich weder hinter
Finanzfragen noch hinter dem Elternrecht verschan-
zen kann. Das ist doch das Gegenteil von Wahrneh-
mung des Elternrechts. Wenn die Eltern ihre eige-
nen Pflichten nicht wahrnehmen, dann kann ich ih-
nen doch nicht die Rechte allein lassen, ohne die
Pflichtenbindung zu kontrollieren und auch durch-
zusetzen.

(Beifall bei der CDU und bei der SPD)

Deshalb ist es sicherlich so, dass wir in dem Unter-
suchungsausschuss viel aufzuarbeiten haben.

Was mich auch erschrocken gemacht hat, sind die
unmittelbaren  persönlichen  Stellungnahmen  des
Sachbearbeiters zu Vorhalten. Ich kann Ihnen den
gesamten Katalog vorlesen, was da gewesen ist, aber
sie zeigen eine ganz ungewöhnliche Dickfelligkeit
und auch eine ganz ungewöhnliche Selbstgerechtig-
keit im Abweisen fachmännischer Prüfungen und Ur-
teile aus Krankenhäusern, von Fachleuten, Experten
und so weiter. Deshalb ist es sicherlich so, wir wer-
den in dem Amt sehr genau hinschauen müssen, wie
es in weiteren Familien aussieht. Wir werden sehr
genau  hinschauen  müssen,  ob  die  Mitarbeiter  die
menschliche, die moralisch-ethische Kompetenz ha-
ben, diese schwierigen Entscheidungen, die ja zu tref-
fen sind, auch wirklich zu treffen, wer das eigentlich
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kontrolliert, in welchem Klima das Ganze geschieht,
und in welcher Offenheit wir uns den Schicksalen zu-
wenden.

Wir beklagen häufig, dass wir so wenig Kinder in
unserer Gesellschaft haben. Ich glaube, dass dieser
Untersuchungsausschuss auch einen ganz wichtigen
Beitrag dazu leisten kann, uns allen deutlich zu ma-
chen, dass wir uns um unsere Kinder, im wahrsten
Sinne des Wortes unsere Kinder, mehr kümmern müs-
sen. Dieses erschütternde Beispiel dieser sogenann-
ten Familie macht doch auch deutlich, dass wir in un-
serer Sozialpolitik und natürlich auch in der Fürsor-
ge menschliche Zuwendung brauchen und unsere
Mitarbeiter doch nicht nur die Frage zu prüfen ha-
ben, ob sie das Recht haben, sondern ob sie das Nötige
getan haben, um sich menschlich den schutzlosen
Kindern so zuzuwenden und ihnen auch Alternati-
ven zu schaffen, sodass sie geschützt aufwachsen kön-
nen.

Wir haben heute sehr viele Kinder, die Gewaltan-
wendungsschäden haben, viele Kinder, die Trauma-
tisierungen haben, und wir stehen, wenn man heu-
te  in  die  Kinderpsychiatrien  hineingeht,  sich  das
Schicksal einzelner Kinder ansieht und es ein biss-
chen zurückverfolgt, alle im Zusammenhang mit die-
sem Untersuchungsausschuss vor der Frage, wie wir
das in Zukunft besser machen können. Meine Da-
men und Herren, das ist kein spezielles bremisches
Problem, das ist ein ganz allgemeines Problem in un-
serer Gesellschaft, und damit müssen wir uns befas-
sen.

(Beifall bei der CDU und bei der SPD)

Wir haben vielleicht das Privileg, dass wir durch
diesen Fall etwas stärker wachgerüttelt worden sind
als vielleicht andere. Wir müssen schon darüber nach-
denken, welchen Platz die Kinder in unserer Gesell-
schaft haben und wie wir in Zukunft mit ihnen um-
gehen müssen. Wir wollen natürlich die Familien
schützen, weil die Familie nach wie vor der beste Platz
für die Kinder ist. Das setzt aber voraus, dass die
Familie das leisten kann.

Ich glaube, dass wir im Untersuchungsausschuss
vieles aufzuarbeiten haben. Ich bin Staatsrat Mäu-
rer dankbar, dass er diesen Bericht so sauber erstellt
hat und dass in diesem Bericht auch nicht der Ver-
such unternommen wird, Dinge zu beschönigen. Da-
rüber bin ich sehr froh, weil wir uns deshalb auch im
Untersuchungsausschuss nicht damit befassen müs-
sen, staatliche Beschönigungsversuche abzuarbeiten.
Das ist immer sehr quälend. Deshalb glaube ich, dass
es ein sehr sauberer und sehr fairer Bericht ist, der
aber auch erzwingt, dass wir ihn genauso sauber ab-
arbeiten. Am Ende des Prozesses müssen Wege da
sein, wie wir dies in Zukunft besser und sicherer ma-
chen können. Es kann nicht sein, dass eine solche Fülle
von dramatischen Hinweisen, wie es sie hier gege-
ben hat, am Ende zu keinen Handlungen und Maß-

nahmen führt. Ich glaube, dass sehr deutlich und auch
sehr klar herausgearbeitet worden ist, wohin wir ge-
hen müssen.

Meine Damen und Herren, ich stimme weitgehend
mit dem überein, was meine beiden Vorredner ge-
sagt haben. Wir haben diesen Untersuchungsaus-
schuss auch gemeinsam eingesetzt. Das ist, glaube
ich, soweit ich mich zurückerinnern kann, auch an
meine Hamburger Zeit, der einzige Untersuchungs-
ausschuss, der von allen Parlamentsfraktionen ge-
meinsam auf den Weg gebracht worden ist. Deshalb
bin ich schon der Meinung, dass wir ganz große ge-
meinsame Interessen haben an der Aufklärung und
an den Konsequenzen aus der Aufklärung. Ich wün-
sche dem Untersuchungsausschuss, dass es zu einer
guten internen Zusammenarbeit kommt, sodass das
gemeinsame Ziel die Arbeit prägt.

Wir haben hier ein großes Problem abzuarbeiten,
und wir haben mit diesem Problem eine schwere bre-
mische Hypothek, die auch in der Öffentlichkeit au-
ßerhalb Bremens sehr intensiv wahrgenommen wird.
Wir haben mit dem Untersuchungsausschuss eine
große Chance, diese Hypothek nicht nur abzuarbeiten,
sondern wir haben mit diesem Untersuchungsaus-
schuss auch die Chance, vielleicht zukunftsweisen-
de Regelungen zu treffen, bei denen vielleicht an-
dere einmal sagen: Schaut doch einmal nach Bremen,
wie die es gemacht haben!

Ich wünsche mir, dass dies das Ergebnis unserer
gemeinsamen Arbeit sein wird, und ich wünsche dem
Untersuchungsausschuss, der eine harte Arbeit leisten
muss und auch leisten wird, den gewünschten Erfolg.
Es ist unser aller Aufgabe, die wir hier sitzen – Se-
nat und Parlament –, am Ende dafür sorgen, dass das,
was wir gemeinsam herausgefunden haben, auch eine
solide Basis bekommt, damit das durchgesetzt wer-
den kann, was für unsere Kinder zwingend nötig ist.

(Beifall bei der CDU und bei der SPD)

Präsident Weber: Als nächster Redner erhält das
Wort der Abgeordnete Tittmann.

Abg. Tittmann (DVU): Herr Präsident, meine sehr
verehrten Damen und Herren! Frau Linnert, ich werde
nicht behaupten, dass das Bündnis 90/Die Grünen
auf dem Grab des kleinen Kevin herumtanzt, um da-
raus ein politisches Süppchen kochen zu wollen. Diese
niederträchtige Aussage spricht für die Geisteshal-
tung der Presse, Partei oder der Personen, die sol-
che Aussagen in Umlauf gebracht haben. Aber viel-
leicht sind solche schrecklichen Vorfälle ja auch Fol-
gen der gescheiterten, zu liberalen Drogenpolitik von
Bündnis 90/Die Grünen, wovor ich Sie namens der
Deutschen Volksunion schon vor Jahren gewarnt ha-
be.

Wie ich es hier schon erwähnt habe, bin ich nor-
malerweise aus Kostengründen gegen die Einsetzung
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eines Untersuchungsausschusses, weil ein Untersu-
chungsausschuss den hart arbeitenden Steuerzahler,
und das wissen viele Bürgerinnen und Bürger ja gar
nicht, zirka eine Million Euro Steuergelder zusätz-
lich kostet. Zweitens ist die Einsetzung eines sehr teu-
ren Untersuchungsausschusses oftmals nutzlos und
mit sinnlosem, unendlichem Palaver und mit Schein-
diskussionen behaftet, wobei am Ende, wie so oft,
nichts dabei herausgekommen ist.

(Glocke)

Präsident Weber: Herr Abgeordneter Tittmann, Sie
dürfen hier im Parlament keine falschen Tatsachen-
behauptungen zu den Kosten eines Untersuchungs-
ausschuss machen.

Abg. Tittmann (DVU): Ich meine, das kann man
doch nachlesen! Das ist doch kein Geheimnis.

(Abg. F o c k e  [CDU]: Dann lies doch ein-
mal richtig! – Zuruf von der SPD: Welchen

meinen Sie denn?)

Ist ja gut! Bleiben Sie einmal ganz ruhig!

Meine Damen und Herren, die Folgen waren, es
konnten keine effektiven Entscheidungen zur Besei-
tigung der zu untersuchenden Missstände und un-
endlichen politischen Skandale getroffen werden, sie-
he Zechbau und viele, viele andere Untersuchungs-
ausschüsse. Es blieb trotz zahlreicher sehr teurer –
und das können Sie nicht bestreiten, dass ein Unter-
suchungsausschuss sehr, sehr teuer ist – alles beim
Alten, also alles wie gehabt.

Meines Erachtens dient die Einsetzung von sehr
teuren Untersuchungsausschüssen der niederträch-
tigen, skrupellosen und schäbigen Abzocke von zu-
sätzlichen Steuergeldern für alle sogenannten demo-
kratischen Fraktionen aller Parteien, und sonst gar
nichts!

(Glocke)

Präsident Weber: Herr Abgeordneter Tittmann, ich
fordere Sie auf, sich in Ihrer Wortwahl zu mäßigen,
sonst entziehe ich Ihnen das Wort!

(Beifall bei der SPD, bei der CDU und
beim Bündnis 90/Die Grünen)

Abg. Tittmann (DVU): Ihnen als SPD-Mitglied wäre
ich nicht böse! Aus Mitleid würde ich den auch noch
für einen Ordnungsruf – –.

(Glocke)

Präsident Weber: Herr Abgeordneter Tittmann, ich
erteile Ihnen einen zweiten Ordnungsruf. Sie haben

meine Ausführungen nicht zu kommentieren! – Bit-
te, fahren Sie fort!

Abg. Tittmann (DVU): Ist ja gut! Meine Damen und
Herren, beruhigen Sie sich wieder! Schonen Sie Ihre
Nerven, denn bei Ihrer schäbigen Politik brauchen
Sie die noch! Immer, wenn Sie dazwischenschreien,
weiß ich ganz genau, dass ich namens der Deutschen
Volksunion genau ins Schwarze getroffen habe, und
das ist auch gut so!

Im Fall des grausamen und schrecklichen Todes
des kleinen Kevin liegt die Sache anders. Hier bin
ich der Meinung, dass sogar ein Untersuchungsaus-
schuss eingesetzt werden muss, der den grausamen
Tod des kleinen Kevin unter staatlicher Obhut um-
gehend aufklärt. Der grausame Tod des kleinen, un-
schuldigen Kevin darf nicht ungesühnt bleiben und
wie so oft von den politisch Verantwortlichen der Alt-
parteien vielleicht nach einigen Wochen der Betrof-
fenheit einfach einmal wieder so zu den Akten ge-
legt werden. Das, meine Damen und Herren, darf nicht
sein! Dass das nicht passiert, kann ich Ihnen, auch
im Namen der DVU – an der Spitze Bundesvorsitzen-
der Dr. Frey –, hoch und heilig versprechen.

Wir verlangen, dass hier unverzüglich rigoros zum
Wohl und zum Schutz von unzähligen misshandel-
ten und geschändeten Kindern aufgeklärt und poli-
tisch effektiv schnell gehandelt wird, bevor es wieder
einmal für ein kleines zu Tode misshandeltes Kind
zu spät ist. Ich werde Sie jedes Mal, für Sie schmerz-
haft, lauthals an die Aussagen von Herrn Professor
Dr. Hans-Iko Huppertz, Chefarzt der Professor-Hess-
Kinderklinik Bremen, erinnern. Er sagt – Herr Prä-
sident, ich darf mit Ihrer Genehmigung zitieren, und
nun sollten Sie alle sehr genau zuhören, damit Sie
es niemals vergessen werden, ich spreche auch et-
was langsamer, damit sogar Sie es begreifen –: „Der
gequälte und misshandelte Kevin ist leider kein Ein-
zelfall. Wir haben es mindestens einmal im Monat mit
einem sehr schweren Fall von Kindesmisshandlung
zu tun.“

Meine Damen und Herren, das ist nur eine dies-
bezügliche erschreckende Aussage von nur einem
Kinderarzt aus nur einer Klinik. Es gibt im Land Bre-
men noch mehr Krankenhäuser, noch sehr viel mehr
Ärzte und Kinderärzte, die über ähnliche grausame
Fälle von Kindesmisshandlung berichtet haben und
in denen das Jugendamt nicht schnell genug und
effektiv eingeschritten ist. Ich aber sage Ihnen, ei-
ner Gesellschaft, die es zulässt, dass jährlich bundes-
weit zirka 100 000 Kinder verwahrlosen und schwer
misshandelt werden, spreche ich jegliches Recht ab,
sich zivilisiert nennen zu dürfen, damit das hier ein
für alle Mal klar ist!

Meine Damen und Herren, Kindererziehung ist
nicht in jedem Fall Privatsache. Darum dürfen Kin-
der, nicht so, wie es im Land Bremen bis jetzt üblich
war, zu mehrfach vorbestraften, aktenkundigen, ge-
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walttätigen, kranken, drogensüchtigen Eltern, viel-
leicht sogar aus Kostengründen, nicht zurückgebracht
werden und vielleicht auch quasi als Therapie für dro-
gensüchtige, gewalttätige Eltern missbraucht werden.
Das darf nicht sein! Ich lasse es absolut nicht gelten,
wenn zum Beispiel achtundsechziger Kuschelpädago-
gen schwere Kindesmisshandlungen mit einer schwe-
ren Kindheit, Alkohol- oder Drogensucht der Täter
entschuldigen wollen. Dafür, meine Damen und Her-
ren, habe ich absolut kein Verständnis!

Darum bin ich ja auch in diesem Fall für die Ein-
setzung eines Untersuchungsausschusses, der schnells-
tens rigoros und ohne Ansehen von Personen und
ohne eine beschönigende Parteibrille mit allen straf-
rechtlichen Konsequenzen für grobes Fehlverhalten
verantwortlicher Personen aufzuklären hat, erstens,
warum das Jugendamt auf der Grundlage eindeuti-
ger Warnungen und Erkenntnisse so lange tatenlos
einfach nur zugesehen hat, bis der kleine Kevin so
grausam sterben musste, bis es für den kleinen Jun-
gen zu spät gewesen ist, obwohl meines Erachtens
das Jugendamt genau wissen musste, wie es um die-
sen kleinen Jungen steht.

Darüber hinaus muss dieser Untersuchungsaus-
schuss zweitens dringend aufklären, und das meine
ich mit „ohne Ansehen der Person“, inwieweit Bür-
germeister Böhrnsen hier versagt hat. Herr Bürger-
meister Böhrnsen hat trotz persönlicher Kenntnisnah-
me eine meiner Meinung nach schon damals über-
forderte Sozialsenatorin mit diesem sehr schwierigen
Fall beauftragt und sie damit ein allerletztes Mal mit
schrecklichen Folgen dramatisch überfordert. Des-
halb hat Herr Bürgermeister Böhrnsen meiner An-
sicht nach als politisch verantwortlicher Bürgermeister
versagt, denn alle, und das meine ich mit „ohne An-
sehen von Personen“, können sich in diesem Fall des
grausam getöteten kleinen Kevin nicht damit heraus-
reden, von nichts gewusst zu haben, dieses Mal nicht!

Sehr viele verantwortliche Personen hätten wissen
müssen oder haben es sogar gewusst, dass der klei-
ne Kevin schon seit Juli nicht mehr gesehen worden
ist. Sie hätten sich erkundigen müssen, wann ein So-
zialarbeiter zuletzt bei Kevins Stiefvater nach dem
Rechten gesehen hat. Dort war nämlich schon seit
Wochen kein Sozialarbeiter mehr. Sie hätten wissen
müssen, dass gegen den Vater ein Ermittlungsver-
fahren wegen des ungeklärten Todes seiner Lebens-
gefährtin läuft. Sie hätten wissen müssen, dass der
Vater wegen Drogendelikten und anderer Gewalt-
delikte schon unzählige Male verurteilt worden ist
und so weiter. Das alles hätte man wissen müssen,
wenn man sich rechtzeitig zum Wohl und zum Schutz
des Kindes verantwortungsbewusst darum geküm-
mert hätte.

Die Öffentlichkeit hat ein Recht darauf zu erfah-
ren, warum das Jugendamt aus dem frühzeitig vor-
handenen Kenntnisstand im Fall des kleinen Kevin
das Jugendamt zum Schutz des Kindes keine recht-
zeitigen effektiven Konsequenzen gezogen hat. Das

heißt, der Ausschuss muss aufklären, warum das
Jugendamt hier nicht viel schneller eingeschritten ist.

Diese Aufklärung ist auch im Sinn und im Inter-
esse zum Schutz vieler engagierter mutiger Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter des Jugendamtes, die auch
eine ganz hervorragende aufopferungsvolle Arbeit
leisten. Die Deutsche Volksunion fordert seit langem,
im Gegensatz zur Bremer CDU, mehr Geld für deut-
sche Familien, mehr Geld für Jugendbetreuung, mehr
Geld für Jugend- und Familienpolitik. Das können
Sie nachweislich in der „National-Zeitung“ wöchent-
lich nachlesen. Wir brauchen dringend mehr Sozi-
alarbeiter, die vor Ort öfter kontrollierend nachschau-
en, um schnellstens zum Schutz der gefährdeten
Kinder handeln zu können. Das brauchen wir, mei-
ne Damen und Herren!

Was wir nicht brauchen, ist zum Beispiel ein ge-
planter zweiter, sehr teurer Staatsrat, der vielleicht
fernab des Geschehens nur nach Aktenlage gravie-
rende Fehlentscheidungen oder aber zu späte posi-
tive Entscheidungen zum Wohl des Kindes trifft. Für
diesen geplanten, sehr teuren zweiten zusätzlichen
SPD-Staatsrat könnten wir zirka drei zusätzliche So-
zialarbeiter bezahlen, die direkt vor Ort gefährdeten
Kindern viel effektiver und schneller helfen könnten
als ein zweiter zusätzlicher, sehr teurer Staatsrat.

Sagen Sie gleich ja nicht, für weitere diesbezügli-
che Maßnahmen hätten wir kein Geld! Da werde ich
richtig sauer! Die rotschwarze Chaosregierung ver-
schwendet jährlich sage und schreibe 24 Millionen
Euro, das sind 48 Millionen D-Mark, für sinnlose,
unnötige Alibiprojekte gegen den angeblichen an-
steigenden Rechtsextremismus. Diese verschwende-
ten 24 Millionen Euro wären viel sinnvoller und zweck-
mäßiger eingesetzt gegen die ansteigende Kinder-
armut, gegen den Kindesmissbrauch, gegen Kindes-
misshandlungen und so weiter.

(Glocke)

Präsident Weber: Herr Abgeordneter Tittmann, Ihre
Redezeit ist zu Ende!

Abg. Tittmann (DVU): Ich komme zum Schluss! Wer
das nicht begreift, macht sich meiner Meinung nach
mitschuldig an zukünftigen unzähligen grausamen
Schicksalen misshandelter und getöteter Kinder wie
im Fall des getöteten kleinen Kevin.

Ein Letztes noch: Es darf nicht nur über Maßnah-
men geredet, sondern es müssen Sofortmaßnahmen
sofort eingeleitet werden, denn es geht hier wirklich
im wahrsten Sinne des Wortes um Leben und Tod,
um das Sterben kleiner, misshandelter, unschuldiger
Kinder.

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Wedler.
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Abg. Wedler (FDP): Herr Präsident, meine Damen
und Herren! Es fällt mir immer schwer, nach einer
solchen Vorrede wieder zur Sache zurückzukommen,

(Beifall bei der SPD)

weil in diesen demagogischen, polemischen Teilen
mit Beschimpfungen politischer Konkurrenten und
anderer gearbeitet und dann Empörung gespielt wird,
die in Wahrheit offensichtlich nicht besteht. Es fällt
mir schwer, darüber hinwegzukommen und wieder
mit der Sache, mit der wir uns hier heute beschäfti-
gen sollen, fortzufahren.

(Beifall bei der SPD, bei der CDU und beim
Bündnis 90/Die Grünen – Zuruf des Abg.

T i t t m a n n  [DVU])

Wir müssen heute einen weiteren Untersuchungs-
ausschuss einrichten, den zweiten in dieser Legisla-
turperiode, und im Übrigen der zweite, der gegen
Ende dieser Legislaturperiode eingerichtet wird und
der dann natürlich droht, in das Geschehen des Wahl-
kampfes mit hineingezogen zu werden. Das sollten
wir verhindern. Insbesondere bei diesem zweiten Aus-
schuss sollte das auf jeden Fall verhindert werden.

Wir haben es – Frau Linnert hat es vorhin richti-
gerweise gesagt, und so empfinde ich das auch – in
diesem konkreten Fall mit dem größten Verwaltungs-
versagen in der Geschichte Bremens zu tun. Das ist,
glaube ich, das Thema, mit dem wir uns hier ausein-
anderzusetzen haben. Das Geschehen, das zuneh-
mend offenbar wird, ist für mich unfassbar. Ich habe
es schon in der letzten Sitzung gesagt, aber damals
kannte ich noch nicht die Details, die inzwischen in
der Öffentlichkeit und jetzt auch aufgeschrieben sind.
Das Geschehen, das wir jetzt vor uns finden, muss
juristisch und auch parlamentarisch dringend aufge-
arbeitet werden. Ich hoffe, dass das behördenintern
und juristisch von der Staatsanwaltschaft betrieben
wird, das ist nicht unser Part in diesem Hause. Un-
ser Part hier in der Bürgerschaft ist, dass wir das par-
lamentarisch aufarbeiten müssen, und insoweit ist,
glaube ich, dringender Handlungsbedarf gegeben.

Die zuständige Senatorin ist zurückgetreten. Das
war spätestens nach diesem Vorgang unausweich-
lich, richtig und auch dringend geboten. Das kann
es aber nicht gewesen sein, auch nicht, wenn man
dazu sieht, dass ihr Staatsrat ebenfalls in den vorläu-
figen Ruhestand versetzt wurde und uns in diesem
Bereich personelle Verstärkungen als Sofortmaßnah-
me angekündigt sind. Das kann es nicht gewesen sein.
Jetzt geht es darum, hier einmal richtig intensiv hin-
zuschauen und zu überlegen, was schiefgelaufen ist
und welche Lehren für die Zukunft daraus gezogen
werden können, damit so etwas nie mehr geschehen
kann.

Wir haben inzwischen den Bericht von Herrn Mäu-
rer vorliegen. Ich persönlich habe ihn zwar auch vor-

liegen, habe aber nur punktuell darin gelesen und
konnte ihn noch nicht komplett von A bis Z lesen. Ich
habe darüber natürlich in den Medien gelesen, auch
davon gehört und mit Kollegen darüber gesprochen,
in der Familie spricht man ja auch über so etwas. Das
ist wahrlich ein erschütterndes Dokument, auch wenn
man nur punktuell darin blättert und sich das Gesche-
hen dann vor Augen führt. Ich kann Frau Linnert, auch,
was ihre persönliche Betroffenheit angeht, hier nur
ausdrücklich zustimmen. Mir ist es ähnlich gegan-
gen, wobei ich, wie gesagt, bisher nur auszugsweise
gelesen habe, es haben sich mir die Haare gesträubt.

Der Bericht von Herrn Mäurer bietet viele Infor-
mationen, die Ausgangspunkt für den parlamenta-
rischen Untersuchungsausschuss sein sollten und
müssen. Das ist richtig, und nach diesem Bericht wird
deutlich – jedenfalls für mich –, dass Finanzproble-
me, die politische Aufmerksamkeit und auch Infor-
mationsdefizite und Datenschutz ganz offensichtlich
nicht die entscheidenden Probleme in diesem Zusam-
menhang waren, denn sowohl die Informationen la-
gen ganz offenkundig vor, als auch die politische Auf-
merksamkeit war gegeben – bis hin in die oberste
Staatsspitze –, und auch Finanzprobleme spielten,
wenn ich den Bericht richtig lese, in diesem konkre-
ten Fall überhaupt keine Rolle, sodass es hier also
andere Ursachen gegeben haben muss, die zu die-
sem Ereignis geführt haben.

Nach meiner Auffassung liegt das entscheidende
Problem im System der Jugend- und Sozialarbeit und
in der nicht richtigen Gewichtung der verschiedenen
Rechtsgüter, mit denen wir es in diesem Zusammen-
hang zu tun haben. Ich glaube, das muss auch ein
Schwerpunkt des Untersuchungsausschusses sein,
dass wir uns mit den verschiedenen Rechtsgütern, die
ja gleichgewichtig nebeneinanderstehen, einmal
auseinandersetzen und auch einmal nachschauen, wie
der Umgang der Behörde mit solchen Fällen aussieht.

Es kann nicht sein, dass die saubere Aktenführung
Vorrang hat vor Kenntnis der Betroffenen beziehungs-
weise der Menschen und ihrer Rechte, das heißt also
in diesem speziellen Fall der minderjährigen, kleinsten
Kinder, die sich mit ihren eigenen Möglichkeiten
überhaupt nicht gegen mögliches Unrecht wehren
können. Es kann auch nicht sein, dass das Kindes-
wohl dem Elternrecht geopfert wird, vor allem dann
nicht, wenn so massiv, wie das hier in diesem Fall
geschehen ist, dieses Elternrecht mit Füßen getreten
wurde, also aufgegeben wird von den Eltern, von der
Mutter und später auch von dem Vater. Spätestens
hier hätte das Kindeswohl, also das eine Rechtsgut,
Vorrang haben müssen vor dem Elternrecht.

Es ist richtig, was vorhin hier auch schon angeklun-
gen ist, es kann nicht nur um Elternrechte gehen,
sondern mit den Elternrechten sind natürlich auch
Elternpflichten verbunden. Wenn diese Elternpflichten
so massiv ignoriert wurden und werden, wie das in
diesem Fall ist, dann, denke ich, muss das Elternrecht
dem Kindeswohl gegenüber zurückstehen. Dann muss
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der Staat, das ist hier auch richtig gesagt worden, han-
delnd eingreifen, dann tritt die Sorgfaltspflicht des
Staates ein, wie das Herr Dr. Sieling vorhin in seiner
Rede gesagt hat.

Kevin wurde, so sehe ich das auch, als Mittel be-
nutzt zur Rettung einer Familie, die schon nicht mehr
bestand. Der Versuch wurde gemacht, um hier mög-
licherweise doch noch Elternrechte vielleicht aufzu-
bauen. Das war von vornherein nach den Vorinfor-
mationen, die da waren, die in den Akten und vor
Ort waren, nicht mehr möglich.

Nach meiner Auffassung war es ein massives Be-
hörden- und womöglich auch Mitarbeiterversagen.
Das, denke ich, muss aufgeklärt werden. Deswegen
unterstütze ich die Einrichtung eines solchen Unter-
suchungsausschusses auch mit dem Auftrag, der die-
sem Untersuchungsausschuss mitgegeben wird. Wie
gesagt, es ist der zweite Ausschuss, und ich glaube,
der geht, wenn ich das richtig sehe, die Legislatur-
periode geht ja zu Ende, an die Grenzen der Arbeits-
möglichkeiten dieses Hauses und dieses Parlaments.
Ich glaube, mehr Untersuchungsausschüsse, um es
am Ende einmal so platt zu sagen, können wir uns
allein aufgrund der Arbeitskapazität und der Serio-
sität der Bearbeitung nicht mehr leisten.

Ich hoffe, dass die Zusagen, die vorhin im Zusam-
menhang mit diesem Ausschuss genannt worden sind,
dass dieser Ausschuss nicht in den politischen Wahl-
kampf hineingezogen wird, sondern dass man ernst-
haft an der Aufklärung und Aufarbeitung des Gesche-
hens arbeiten will und dann auch Lehren ziehen und
umsetzen will, eingehalten werden. Ich hoffe, dass
das ernst gemeint ist und dann auch so verfahren wird.

Das Ergebnis des Untersuchungsausschusses wird
sicherlich erst gegen Ende dieser Legislaturperiode
vorliegen. Ich hoffe, dass es ein Ergebnis gibt, mit dem
man dann auch politisch weiterarbeiten kann. Die
nächste Bürgerschaft und der nächste Senat werden
mit diesem Ergebnis und mit diesem Bericht letzt-
endlich umgehen müssen. Sie werden die notwen-
digen Schlussfolgerungen ziehen müssen. Ich glau-
be, Schnellschüsse verbieten sich, allerdings muss man
vor Ort dann sehen, ob die Strukturen im Moment
dort nicht verbessert werden müssen, damit jetzt in
diesem halben Jahr, bis das Berichtsergebnis vorliegt,
da nicht wieder solche Fälle auftreten.

Ich hoffe, dass der Appell, das nicht in das politi-
sche Geschehen hineinzuziehen, Wirkung hat. Ich
möchte auch darum bitten und dringend darum wer-
ben, dass das Berichtsergebnis dann auch seriös, so-
wohl von der Senatsseite als auch von der Politik und
von der Bürgerschaft her, ausgewertet wird und dass
dieser Untersuchungsausschussbericht dann nicht im
Aktenschrank oder in den Archiven der Bürgerschaft
verschwindet. Das wäre mein Wunsch zum Schluss
meines Redebeitrages.

Ich werde der Einrichtung des Untersuchungsaus-
schusses zustimmen, und ich wünsche dem Untersu-

chungsausschuss, dass er ein gutes Ergebnis bringt
in dem Sinne, dass wir politisch daraus richtige und
gute Schlussfolgerungen ziehen können. – Vielen
Dank für die Aufmerksamkeit!

Präsident Weber: Als Nächster erhält das Wort der
Präsident des Senats, Herr Bürgermeister Böhrnsen.

Bürgermeister Böhrnsen: Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Die Einsetzung von Untersuchungs-
ausschüssen ist das ureigenste Recht des Parlaments.
Deshalb ist es Brauch, dass sich der Senat in dieser
Debatte nicht zu Wort meldet. Ich möchte davon heute
für einige Bemerkungen eine Ausnahme machen.

Ich habe ganz ausdrücklich, ganz überzeugt und
ganz bewusst drastisch formuliert, weil es die Wahr-
heit ist und bleibt, es ist ein schreckliches, ein unver-
zeihliches Versagen des Staates, der zu dem Tod von
Kevin geführt hat. Vater Staat war hier wirklich Va-
ter, er hatte die elterliche Sorge. Kevin musste vor
seinen Eltern geschützt werden, das war unsere Auf-
gabe, und in dieser Aufgabe haben wir versagt. Ich
habe deswegen Staatsrat Mäurer beauftragt zu do-
kumentieren, wer hat was, wann, wie, warum ent-
schieden oder nicht entschieden. Ich bin dankbar, dass
wir eine solche Dokumentation jetzt vorliegen haben.

Mir ist es wahrscheinlich wie jedem gegangen, der
sich diese Dokumentation von Anfang bis Ende durch-
gelesen hat. Ich hatte das Bild von Kevin im Kopf und
bin, wie andere auch, von Seite zu Seite und Schritt
für Schritt dieser Behördenbearbeitung gegangen, und
man hat sich gefragt: Wo ist eigentlich das Kind? Wo
bleibt das Kind? Wer kümmert sich um das Kind?

Sie wissen, ich habe es auch gleich am Anfang ge-
sagt, dass das Schicksal von Kevin sich mit meinem
Leben an einer bestimmten Stelle und an einem be-
stimmten Punkt gekreuzt hat. Ich bin ehrenamtlich,
und zwar nicht als Bürgermeister, sondern schon sehr
viel länger, als ich Bürgermeister bin, als Bürger dieser
Stadt Mitglied des Trägervereins des Hermann Hil-
debrand Hauses. Ich bin in dieser Eigenschaft ange-
sprochen worden, aufmerksam gemacht worden und
habe gemeint, dass das, was ich daraufhin veranlasst
habe, helfen kann.

Ich habe den Bericht an dieser Stelle dreimal ge-
lesen und auch mit großen Emotionen. Mir ist gesagt
worden, das war ein krasser Fall, der so heute nicht
wieder entschieden worden wäre, im Bericht von Staats-
rat Mäurer ist es vermerkt, es würde eine Tagespfle-
gemutter eingeschaltet werden. Ich habe jetzt die-
sem Bericht entnommen, dass der Vater auf dieses
Angebot geantwortet hat, die Tagespflegemutter sei
türkischer Nationalität, und die wolle er deswegen
nicht haben. Daraufhin ist ihm geantwortet worden,
sie sei nicht türkischer Nationalität, sie sei syrischer
Nationalität, und daraufhin hat er geantwortet, das
mache es ja nicht besser. Das fassungslos Machen-
de ist doch, dass es dann keine Tagespflegemutter
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gegeben hat. Ich sage hier noch einmal ganz aus-
drücklich, ich habe mir nicht vorstellen können, dass
man dann einfach aufhört mit dem, was man für not-
wendig erachtet hat.

Der Bericht, die Dokumentation, die uns Staatsrat
Mäurer vorgelegt hat, Herr Mäurer hat es in der Pres-
sekonferenz auch so gesagt, beantwortet nicht alle
Fragen. Die Frage, warum man sich mit dem Kind
zwar als Fall und als Akte beschäftigt hat, aber nicht
mit seinem konkreten Leben, wird nicht beantwor-
tet.

Meine Damen und Herren, es kommt ja noch et-
was Dramatisches hinzu: Wir wissen noch nicht den
Todeszeitpunkt des Kindes, aber wenn wir uns die
Dokumentation anschauen unter dem Eindruck, dass
das Kind möglicherweise schon Ende Juli gestorben
war und sich eine Bürokratie über Wochen und Mo-
nate mit einer Akte, mit einem Fall beschäftigt hat,
aber nicht mit einem Kind, so ist diese Vorstellung
doch gar nicht auszuhalten! Deswegen gibt es zahl-
reiche Fragen, die wir beantworten müssen, und ist
es richtig, dass Sie diesen Untersuchungsausschuss
einsetzen. Ich möchte hier für den Senat ganz aus-
drücklich erklären, dass der Senat alles Erdenkliche
an Unterstützung zur Arbeit des Untersuchungsaus-
schusses leisten wird.

Liebe Frau Linnert, ich werfe Ihnen nicht vor, ich
möchte auch nicht vorgehalten bekommen, dass ir-
gendjemand daran denkt, dass das in eine parteipo-
litische Sicht hineingeraten kann und darf. Ich glau-
be übrigens, dass uns das niemand verzeihen wür-
de, weder in der bremischen Öffentlichkeit noch in
der deutschen Öffentlichkeit, und wir stehen unter
dem Blickwinkel der deutschen Öffentlichkeit, wahr-
scheinlich sogar darüber hinaus. Es würde uns nie-
mand zu Recht verzeihen, wenn wir dieser Verant-
wortung nicht gerecht würden und uns hier mit ei-
nem Vorurteil um die Aufarbeitung, um die Konse-
quenzen und Schlussfolgerungen aus diesem schreck-
lichen Schicksal kümmern würden.

Meine Damen und Herren, mir ist wichtig zu sa-
gen, dass wir nicht warten können – bei allem Respekt
vor der Arbeit des Untersuchungsausschusses –, bis
der Untersuchungsausschuss seinen Bericht vorge-
legt hat, und dann handeln, sondern dass wir sofort
handeln müssen, und wir haben sofort gehandelt. Ich
denke, es sind zwei Schritte, Sofortmaßnahmen und
dann der nächste Schritt, dass wir das gesamte Hil-
fesystem für Kinder und Jugendliche nicht nur auf
den Prüfstand stellen, sondern abklopfen müssen auf
Schwachstellen und dann auch ganz schnell Konse-
quenzen ziehen müssen. Ich denke, das werden Sie
auch als Mitglieder des Untersuchungsausschusses
für richtig halten. Wir werden das, was der Untersu-
chungsausschuss zusätzlich erarbeitet, sicherlich ein-
beziehen.

Sofortmaßnahmen haben wir auf den Weg gebracht.
Über Zahlen und Daten zu sprechen, wird Aufgabe

der neuen Senatorin sein. Was sich doch als erste, als
allererste sich aufdrängende, jedenfalls als eine Schluss-
folgerung, die sich unmittelbar mir aufgedrängt hat,
wenn man nur die Akte, nur den Fall bearbeitet, ist,
dass es gar nicht um das Kind gegangen ist und man
nicht gewusst hat, wie es dem Kind geht, wie seine
Situation ist. Dann ist doch die erste Aufgabe, die wir
haben, dafür zu sorgen, dass wir ab jetzt wissen, wie
es Kindern geht, und das ist die Sofortmaßnahme.

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Deswegen wollen wir unbedingt, und das ist die
Verantwortung, die wir den Kindern gegenüber ha-
ben, die in solchen Familienverhältnissen leben, dass
sie sich nicht auf den Schutz und die Erziehung ih-
rer Eltern verlassen können, dass wir jetzt wissen, wie
es diesen Kindern geht. Das ist die Aufgabe, die wir
jetzt angehen, das müssen wir wissen, das ist das Erste.
Damit diese Aufgabe auch geleistet werden kann,
haben wir am vergangenen Wochenende, es ist darauf
hingewiesen worden, neun Stellen ausgeschrieben.
Über Stellenausschreibungen, die veröffentlicht wor-
den sind, wollen wir zusätzliche Kräfte gewinnen, um
diese Sofortmaßnahmen auch einleiten zu können.

Das Weitere ist, dass wir neue und bessere Stan-
dards setzen müssen, und die haben für mich auch
in allererster Linie damit zu tun, dass wir wissen müs-
sen, wie es dem Kind geht. Ich habe gesagt, das ist
mein Ziel, das ich gern erreichen möchte, dass wir
zweimal die Woche von Professionellen einen Ein-
druck bekommen, der uns sicher macht, wie es dem
Kind geht. Das muss möglich sein, und das wird mög-
lich sein.

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Ich habe in diesem Zusammenhang auch gesagt,
dass es nicht um Geld gehen kann. Das haben hier
alle Redner gesagt, dafür bin ich dankbar. Das Wohl
von Kindern steht über jeder Haushaltslage, deswegen
werden wir finanzieren, was finanziert werden muss.
Darüber hinaus glaube ich, dass wir die nächsten
Wochen und Monate, der Untersuchungsausschuss
wird sicher seinen Beitrag dazu leisten, über einen
Mentalitätswechsel sprechen müssen. Ich nehme gern
auf, was Sie gesagt haben, Frau Linnert, über die
Kultur des Laisser-faires. Ja, das ist der Eindruck, den
wir aus der Dokumentation haben.

Was mich bewegt hat, ist, so haben Sie es ja auch
referiert, dass der Blick auf Vater und Mutter gerich-
tet war, wie geht es denen. Die Trauerarbeit des Vaters
um den Tod der Mutter, so schimmert es an einigen
Stellen durch, war wichtiger als die Frage, wie es
eigentlich dem Kind geht. Oder die Parteilichkeit der-
jenigen – die Sozialarbeiterin war es, glaube ich –,
die während der Schwangerschaft der Mutter vor der
Frage stand: Was ist wichtiger, zu verhindern, wenn
es geht, dass ein HIV-infiziertes Kind auf die Welt
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kommt, oder das Wohlbefinden der Mutter? Ich sehe
es mit Fassungslosigkeit! Ich habe gedacht, es gibt
nur eine Antwort darauf, aber augenscheinlich se-
hen es einige anders.

Ich glaube auch, dass man sich über Drogenpoli-
tik verständigen muss, was es heißt, Methadonpro-
gramme zu machen. Wie kontrollieren wir eigentlich,
ob und wie Beigebrauch stattfindet oder nicht? Mei-
ne feste Überzeugung ist, dass Methadonvergabe nur
dann in Betracht kommt, wenn es Sicherungen dafür
gibt, dass der Beigebrauch eben nicht stattfindet.

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Wir sind mit unserem Methadonprogramm nicht dazu
aufgerufen, gewissermaßen die Sucht zu unterstüt-
zen, sondern wir sind dazu aufgerufen, die Sucht zu
substituieren. Das ist doch der Auftrag!

Ich glaube, wir müssen der richtigen Aufgabe, das
Verhältnis von Kinderrechten und Elternrecht neu
auszubalancieren, auch Taten folgen lassen. Ich habe
mich dazu so geäußert und mache es hier auch noch
einmal, dass ich dafür bin, dass das Land Bremen alles
unterstützt, was dazu führt, dass wir die Vorsorge-
untersuchungen für Kinder zwischen null und sechs
Jahren verpflichtend machen,

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

weil ich glaube, es kann nicht sein, dass wir es in sol-
chen prekären Familienverhältnissen zulassen, wenn
Kinder sich auch Tagespflege, Krabbelgruppen, Ki-
Tas entziehen, dass solche Kinder nur zweimal ge-
sehen werden: einmal, wenn sie geboren werden, und
einmal, wenn sie in die Schule kommen, und da-
zwischen nicht. Das kann doch nicht sein!

Wir wissen doch, das sind die wichtigen, weichen-
stellenden Jahre, in denen Schicksale und Lebens-
chancen auch entschieden werden, also müssen wir
doch auch in dieser Zeit etwas tun. Ich glaube, es ist
auch anderen Eltern zuzumuten – und das ist die
Balance zwischen Elternrecht und Kinderrecht –, die
für sich, wie Herr Perschau gesagt hat, in Anspruch
nehmen und in Anspruch nehmen können, dass sie
ihren Erziehungsaufgaben gerecht werden, dann die-
se Aufgaben, die sie sowieso wahrnehmen, als ver-
pflichtend zu erfahren, damit es uns gelingt, die, die
ihre Aufgaben nicht entsprechend wahrnehmen, auch
in den Kreis hineinzubekommen, der dann unsere
Verantwortung spüren kann.

Was ich zum Ausdruck bringen möchte: Der Se-
nat wird die Arbeit des Untersuchungsausschusses
unterstützen. Wir werden gemeinsam alles dafür tun,
dass der Staat seiner Verantwortung gerecht werden
kann. – Ich danke für die Aufmerksamkeit!

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Präsident Weber: Meine Damen und Herren, wei-
tere Wortmeldungen liegen nicht vor.

Damit ist die Beratung geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer dem Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen und der Fraktionen der SPD und der CDU mit
der Drucksachen-Nummer 16/1168 seine Zustimmung
geben möchte, den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) stimmt
dem Antrag zu.

(Einstimmig)

Meine Damen und Herren, der soeben angenom-
mene Antrag sieht vor, dass der Untersuchungsaus-
schuss aus sechs Mitgliedern und sechs stellvertre-
tenden Mitgliedern bestehen soll.

Die Wahlvorschläge dazu liegen Ihnen schriftlich
vor.

Wir kommen zur Wahl.

Wer den Wahlvorschlägen seine Zustimmung ge-
ben möchte, den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) wählt ent-
sprechend.

(Einstimmig)

Meine Damen und Herren, gemäß Paragraf 3 des
Gesetzes über Einsetzung und Verfahren von Unter-
suchungsausschüssen bestimmt die Bürgerschaft den
Vorsitzenden des Untersuchungsausschusses sowie
dessen Stellvertreter. Beide müssen verschiedenen
Fraktionen angehören.

Die Fraktion der CDU hat den Abgeordneten Hel-
mut Pflugradt für die Wahl zum Vorsitzenden vorge-
schlagen, die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen den
Abgeordneten Klaus Möhle als stellvertretenden Vor-
sitzenden.

Ich lasse zunächst über den Wahlvorschlag der
Fraktion der CDU abstimmen.

Wer den Abgeordneten Helmut Pflugradt zum
Vorsitzenden des Untersuchungsausschusses wählen
möchte, den bitte ich um das Handzeichen!

(Dafür SPD, CDU, Bündnis 90/Die Grünen
und Abg. W e d l e r  [FDP])

Ich bitte um die Gegenprobe!
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Stimmenthaltungen?

(Abg. T i t t m a n n  [DVU])

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) wählt den
Abgeordneten Helmut Pflugradt zum Vorsitzenden
des Untersuchungsausschusses.

Nun lasse ich über den Wahlvorschlag der Frakti-
on Bündnis 90/Die Grünen abstimmen.

Wer den Abgeordneten Klaus Möhle zum stellver-
tretenden Vorsitzenden des Untersuchungsausschus-
ses wählen möchte, den bitte ich um das Handzei-
chen!

(Dafür SPD, CDU, Bündnis 90/Die Grünen
und Abg. W e d l e r  [FDP])

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

(Abg. T i t t m a n n  [DVU])

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) wählt den
Abgeordneten Klaus Möhle zum stellvertretenden
Vorsitzenden des Untersuchungsausschusses.

Ich bitte den Abgeordneten Pflugradt, zur konsti-
tuierenden Sitzung des Ausschusses einzuladen.

Wahl eines Mitglieds des Senats

Wir verbinden hiermit:

Vereidigung eines Mitglieds des Senats

Dazu als Vertreter des Senats Herr Bürgermeister
Böhrnsen.

Für die Wahl eines Mitglieds des Senats hat die
Fraktion der SPD Frau Ingelore Rosenkötter vorge-
schlagen.

Die Beratung ist eröffnet.

Als erster Redner erhält das Wort der Abgeordne-
te Dr. Sieling.

Abg. Dr. Sieling (SPD): Herr Präsident, meine sehr
verehrten Damen und Herren! Zu der heutigen Wahl
kommt es, weil infolge der gerade eben debattier-
ten Ereignisse Frau Senatorin Röpke von ihrer Funk-
tion im Senat zurückgetreten ist. Ich will an dieser
Stelle noch einmal betonen, dass Karin Röpke die-
sen Schritt sehr konsequent und sehr zügig vollzo-
gen hat, dass Karin Röpke im März 2002 in dieses
Amt gekommen ist als Nachfolgerin der Senatorin
Hilde Adolf, die bei einem Autounfall tragisch ums

Leben gekommen ist, und damals vor der Aufgabe
stand, sich sehr kurzfristig zu entscheiden, dieses
wichtige und große Ressort zu übernehmen, und jetzt
auch unter ganz schwierigen Umständen und Grün-
den wieder aus diesem Ressort ausgeschieden ist.

Karin Röpke hat, glaube ich, ich habe das immer
so erfahren, nicht nur hier im Hause, sondern insge-
samt in unseren beiden Städten eine sehr engagier-
te Arbeit gemacht. Sie hat dafür gestanden, dass in
der Sozialpolitik, in der Arbeitsmarktpolitik, in der
Gesundheitspolitik mit Augenmaß, aber auch mit
großer Verantwortung gehandelt worden ist. Diese
Debatte möchte ich nutzen, mich bei Karin Röpke noch
einmal herzlich für ihre Arbeit zu bedanken.

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Ich habe vor drei Wochen nach dem Rücktritt von
Karin Röpke hier gestanden und angekündigt, dass
wir sehr schnell und zügig einen neuen Vorschlag zur
Wiederbesetzung machen werden. Das ist dann nach
wenigen Tagen erfolgt. Es gab dann sogar die Kri-
tik, nachdem viele Wiederbesetzungen etwas zu lan-
ge gedauert hätten, das sei nun zu schnell gewesen.
Damit muss man leben, aber es war und ist richtig,
glaube ich, dass wir heute und so schnell zu dieser
Wiederbesetzung kommen.

Ich kann Ihnen sagen, wir schlagen Frau Ingelore
Rosenkötter vor, eine Frau, die viel Erfahrung hat in
Themen der Sozialpolitik, und zwar teilweise inner-
halb der Aufgaben, die sie ja zukünftig zu leiten haben
wird, aber vor allem auch außerhalb der öffentlichen,
staatlichen und kommunalen Bereiche, die diese The-
men kennt, und vor allem eine Frau, die engagiert,
konsequent und sehr entscheidungsfreudig in der
Lage ist, Organisationen zu leiten. Sie wissen, sie war
und ist im Ehrenamt Präsidentin des Landessportbun-
des.

Ich bin sehr sicher, dass Ingelore Rosenkötter, so
erlebe ich sie, eine Senatorin sein wird, die in dieser
schwierigen Lage, in der ihr wahrscheinlich die üb-
lichen 100 Tage kaum bleiben werden, die man so
bekommt, in der Lage sein wird, diese Aufgaben in
der Sozialpolitik und in der Gesundheitspolitik, zu
denen wir beide Untersuchungsausschüsse haben,
sehr zielstrebig anzugehen, aber auch mit der ent-
sprechenden Umsicht, was die Entwicklung dieses
großen Ressorts angeht. Ich will sagen, sie ist ja nicht
nur die Senatorin für Soziales und Gesundheit, sie
ist auch die Senatorin für Jugend, die Senatorin für
Gleichstellung, für Familie, und sie ist auch die Se-
natorin für Arbeit, die hier eine wichtige Aufgabe hat
in der Bekämpfung der Arbeitslosigkeit. Ich bin si-
cher, sie wird dies sehr umsichtig, sehr entschieden
und engagiert machen, und sie wird dafür sorgen,
so waren und sind ihre eigenen Worte, ein fürsorgli-
ches Miteinander in diesem die Menschen betreffen-
den wichtigen Ressort anzugehen.
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Meine Damen und Herren, ich habe hier – ich will
das in dem Zusammenhang auch ansprechen – vor
drei Wochen auch gesagt, dass auch diese Entwick-
lungen insbesondere im Sozial- und im Gesundheits-
bereich es erfordern, dass wir in diesem wohl größ-
ten Ressort des Senats und der Bremer Landesregie-
rung verschiedene Strukturen werden ändern müs-
sen, dass dazu auch gehört – und da haben wirklich
Spargründe die Rolle gespielt – zu korrigieren, dass
dieses große Ressort von einer Staatsrätin auf der
Verwaltungsebene geführt wird, von Frau Dr. Weih-
rauch, die im Übrigen wirklich auch noch sehr neu
in dieser Stadt, in diesem Land ist, ich will einmal
sagen, die eine hervorragende Arbeit in den letzten
Wochen und Monaten geleistet hat, gerade in die-
ser schwierigen Zeit.

(Beifall bei der SPD)

Es wäre eine wichtige Verstärkung, wenn es mög-
lich wäre, in diesem Ressort einen zweiten Staatsrat
zu etablieren. An diesem Vorschlag halten wir fest.
Der Senat wird darüber zu entscheiden und zu be-
raten haben, die neue Senatorin wird dazu einen Vor-
schlag unterbreiten müssen, aber ich will hier noch
einmal deutlich dafür werben, auch wenn es sich
immer gut anhört, dass man sagt, man müsse doch
zuerst und vorrangig, manche sagen ja auch aus-
schließlich, auf den unteren Ebenen Verstärkung her-
beiführen. Ich denke, wenn wir über organisatorische
Probleme diskutieren, und das hat die letzte Debat-
te vorhin geprägt, dann muss man auch bereit und
in der Lage sein, dafür zu sorgen, dass Strukturen ent-
sprechend organisiert werden können. Deshalb ist es
auch richtig, hier eine Verstärkung in der Spitze vor-
zunehmen.

Meine Damen und Herren, ich bitte Sie, Frau Ro-
senkötter zu wählen. Ich glaube, sie wird eine her-
vorragende Sozialsenatorin, Gesundheitssenatorin,
Senatorin für Gleichstellung, Senatorin für Arbeit wer-
den. Ich bitte um Ihr Vertrauen und Ihre Stimme für
Ingelore Rosenkötter! – Herzlichen Dank!

(Beifall bei der SPD)

Präsident Weber: Als nächster Redner erhält das
Wort der Abgeordnete Dr. Güldner.

Abg. Dr. Güldner (Bündnis 90/Die Grünen)*): Herr
Präsident, meine sehr verehrten Kolleginnen und Kol-
legen! Ich möchte ähnlich wie der Kollege Dr. Sie-
ling am Anfang auf den Anlass dieser Neuwahl zu-
rückkommen. Vielleicht ist es nicht ganz üblich für
die Opposition. Ich finde, dass auch die Opposition
an dieser Stelle der ehemaligen Senatorin Karin Röpke
ihren Respekt ausdrücken sollte, und zwar ihren Re-
spekt dafür, dass sie für Bremen, für die Menschen
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.

in Bremen und Bremerhaven alles das gegeben hat,
was sie konnte, dass sie einen großen Teil ihres Le-
bens für dieses Engagement eingesetzt hat.

(Vizepräsidentin D r .  M a t h e s  über-
nimmt den Vorsitz.)

Man kann sich, wenn man sich nur einen kleinen
Moment in die Lage einer Politikerin hineinversetzt,
in dieser Situation unschwer vorstellen, wie schwer
es ist, auf diese Art und Weise aus dem Amt zu schei-
den. Deswegen finde ich, dass der Begriff Respekt
genau der richtige ist, der für diesen Rücktritt gefun-
den werden sollte.

(Beifall)

Wir haben nun die Situation – ich habe mir, es ist
kein besonderes Vergnügen, einmal die Mühe ge-
macht, ein bisschen nachzuzählen, weil meine Kol-
legin Frau Linnert und ich das Gefühl hatten, dass
wir schon öfter hier standen, nachdem Senatorinnen
und Senatoren zurückgetreten sind und wieder neue
gewählt werden müssen in dieser Regierungszeit –,
wir wählen heute die 21. Senatorin oder den Sena-
tor, und wenn sie dann gewählt ist in dieser Großen
Koalition, dann wird sie den 32. Staatsrat berufen,
zumindest ist es so angekündigt worden.

Ich glaube, dass dies zeigt, dass das, was am An-
fang sowohl auf der Bundesebene als auch in Bre-
men immer verkündet worden ist, Große Koalitionen
sind im Unterschied zu kleinen Koalitionen vor al-
len Dingen ein Hort der Stabilität – das ist das, was
wir am Anfang gehört haben, das ist das, was 1995
am Ausgang dieser Koalition gesagt worden ist, vor
allen Dingen haben sie den großen Vorteil, sie sind
ein Hort der Stabilität –, so nicht der Fall zu sein scheint,
wenn man sich dieses Personalkarussel ansieht, das
sich dreht und dreht und immer schneller dreht, und
wir stehen ja fast ständig hier und begrüßen jeman-
den oder begrüßen ihn auch nicht. Es scheint Pro-
bleme zu geben sowohl auf der einen wie auf der an-
deren Seite mit diesen Besetzungen. Vielleicht ist es
doch so, dass das, was jetzt passiert, nicht ganz zu-
fällig auch in die Endphase dieser Koalition hinein-
geht.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Das alles hat nichts mit der vorgeschlagenen Per-
son Ingelore Rosenkötter zu tun, wer wie ich aus dem
Sport kommt, kennt sie gut. Ich war nach dem Rücktritt
von Karin Röpke sofort überzeugt, dass die Fraktion
der Sozialdemokratischen Partei und der Senat In-
gelore Rosenkötter benennen werden für dieses Amt,
weil ich glaube, dass sie in der Vergangenheit be-
wiesen hat, dass sie hier einen guten Job gemacht
hat.

(Präsident W e b e r  übernimmt wieder
den Vorsitz.)
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Ich glaube allerdings, dass das nicht mehr viel nüt-
zen wird in den verbleibenden fünf bis sechs Mona-
ten. Ich teile die Einschätzung eines prominenten
Kommentars in unserer bremischen Tageszeitung, ich
darf mit Genehmigung des Präsidenten zitieren: „Die
Koalition, die Regierung in Bremen, ist zurzeit gekenn-
zeichnet durch stagnierende Politik bei inflationärer
Zunahme der Probleme.“ Das ist so, das haben wir
heute und auch in den vergangenen Sitzungen so
debattiert, das nimmt die Öffentlichkeit, das nehmen
die Menschen in Bremen und Bremerhaven so wahr,
und so nehme ich es auch wahr. So ist es ein schwe-
res Amt für jeden und für jede, die neu in diese Regie-
rung kommt, in dieser Phase quasi noch einmal an-
zupacken und noch einmal zu versuchen, hier wenigs-
tens eine halbwegs ordentliche Politik zu machen.

Ich teile ganz ausdrücklich, das ist offensichtlich
nicht populär in der veröffentlichten Meinung, wie
wir gesehen haben, dass es damals ein großer Feh-
ler war, als Hans-Christoph Hoppensack in den Ru-
hestand gegangen ist, darauf zu bestehen, ein sol-
ches Mammutressort mit einem Staatsrat leiten zu
wollen. Das ist nicht populär, das haben Sie gelesen,
da sagt man, ein Staatsrat kostet Geld, das kann man
auch woanders einsetzen. Ich halte das für absurd.
Wenn man sich die Summen anschaut in einem Haus-
halt von 4 Milliarden Euro jährlich, dann halte ich
dieses Argument für absurd. Es war eine totale Über-
forderung, es war ein krasser Fehler, in diesem Fall
übrigens auch ein Fehler der politischen Führung, die
so etwas entscheiden muss, ob ich mit ein oder zwei
Staatsräten zusammenarbeite, hierauf einzugehen
und sich darauf einzulassen, dies mit einem Staats-
rat zu machen. Ich glaube, dass es richtig ist, zwei
Staatsräte beziehungsweise Staatsrätinnen zu haben.

Ich finde allerdings, weil es ein guter Brauch ist,
dass die jeweiligen Senatorinnen und Senatoren die
Staatsräte und die Staatsrätinnen selbst ernennen
sollten, was sehr viel Sinn macht, weil das jemand
sein muss, der das absolute Vertrauen und die direkte
Benennung durch den jeweiligen Senator hat. Es ist
ein Nachteil am Start von Frau Rosenkötter, dass sie
dazu nicht in der Lage ist, dass man schon lange vor
ihrer Wahl den Staatsrat in der Partei ausgesucht hat
und sie nicht die Möglichkeit hat, das hätte ich ihr
gegönnt, selbst zu entscheiden, wer Staatsrat oder
Staatsrätin wird. Das ist schade, weil es sie schwächt,
und wir brauchen insgesamt starke Politiker und star-
ke Senatoren in dieser Stadt und in unserem Land,
meine Damen und Herren!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Es ist ein sehr mutiger Schritt von Frau Rosenköt-
ter, diese Wahl anzunehmen. Das hat die Debatte, die
wir gerade geführt haben, und die Debatte, die wir
über den Klinikskandal geführt haben, gezeigt, auch
wenn man einmal schaut – und ich teile das, dass wir
uns jetzt nicht in der bremischen Politik nur auf die-
se wirklich als große Skandale an die Öffentlichkeit

gekommenen Themen zurückziehen können –, wel-
che anderen Aufgaben in den nächsten Monaten auf
Frau Rosenkötter zukommen.

Wenn man vom Klinikskandal und dem Versagen
des Jugendamtes absieht, dann haben wir Auswir-
kungen einer im Moment noch in der Großen Koali-
tion in Berlin zusammengebastelten Gesundheitsre-
form, die sich auf Bremen ganz massiv auswirken
werden. Wir haben nach wie vor große Probleme am
Arbeitsmarkt, und dieses Ressort ist natürlich auch
für den Arbeitsmarkt, die BAgIS und dafür verant-
wortlich, dass Menschen eben nicht, wie das vorhin
vom Bürgermeister und vielen anderen gesagt wor-
den ist, dauerhaft auf das Abstellgleis geschoben
werden können, sondern dass es wieder Möglichkei-
ten gibt, in den Arbeitsmarkt zurückzukehren und
sich dann eben auch sozial und mental in der Fami-
lie und bei der Betreuung der Kinder zu stabilisie-
ren, um diese gesellschaftlichen Aufgaben wahrneh-
men zu können. Arbeit ist also eine Schlüsselkate-
gorie, und das Ressort ist dafür zuständig, dass wir
hier stärker vorankommen, Menschen wieder in Ar-
beit zu bringen.

Es ist nicht gesagt worden, weil das schon bei so
vielen Bezeichnungen des Ressorts immer irgendwie
noch untergeht, das Ressort ist auch zuständig für die
Integration von Zugewanderten hier in Bremen, das
ist auch eine sehr wichtige Aufgabe, wie Sie wissen.
Auch hier haben wir noch sehr viel vor uns. Kliniken
müssen neu aufgestellt werden, Personal für die Lei-
tung muss gesucht werden. Das Klinikum Mitte muss
umgebaut werden, und dieser Umbau muss finan-
ziert werden. Wir haben viel entschiedener als bisher
Armut und eben nicht nur die Kinderarmut, sondern
die Armut von Menschen in Bremen insgesamt zu be-
kämpfen.

Ich könnte endlos so fortfahren und möchte der
Kandidatin keinen weiteren Schrecken von dieser
Stelle aus einjagen. Ich finde, es ist ein Ressort, es
sind Aufgaben, es sind wirklich Themen, die vor ei-
nem stehen, sodass man sich überlegen muss, ob das,
was für die Staatsräteebene gilt, eigentlich für die
politische Führungsebene auch gilt. Ich will das hier
nicht entscheiden, das ist jetzt auch nicht der Zeit-
punkt, das zu entscheiden. Es ist zumindest eine of-
fene Frage, ob es sinnvoll ist, Regierungen, die die
Menschen ja gewählt haben, um den Staat ordent-
lich zu führen, so weit zusammenzudampfen, dass sie
am Ende zu diesem Auftrag, den die Menschen ih-
nen gegeben haben, nicht mehr in der Lage sind. Hier
müssen wir vielleicht auch diesen vermeintlichen
Sparkurs umkehren, der ja wirklich nur im Promil-
lebereich ist, möglicherweise hinterfragen und lie-
ber wieder in die Verantwortung gehen, dass wir das,
was wir von den Menschen als Auftrag mitbekom-
men haben, auch tatsächlich erfüllen können, mei-
ne Damen und Herren!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)
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Das alles wird jetzt in dieser Legislaturperiode nicht
mehr geschehen, sondern Frau Rosenkötter wird, ich
nehme es an, heute von der Koalition gewählt wer-
den. Die Opposition, die an diese Koalition schon lange
nicht mehr glaubt, die nach diesen Ereignissen der
letzten Monate noch viel weniger an die Zukunft und
die Fähigkeit dieser Regierung glaubt, die Probleme
Bremens lösen zu können, wird sie nicht wählen, weil
sie glaubt, dass das Schicksal Bremens viel besser
wieder zurück in die Hände der Menschen, in die
Hände der Wählerinnen und Wähler gelegt werden
müsste, wenn man an einem solchen Punkt in einer
solchen Regierung angekommen ist. Gleichwohl gehe
ich davon aus, dass die Koalition Frau Rosenkötter,
die unseren vollen Respekt und unsere Unterstützung
in der Sache genießt, nachher wählen wird. Da das
der Fall sein wird, wünsche ich ihr für dieses sehr
schwere Amt Glück und Geschick und dass sie die
besten Entscheidungen für die Menschen in Bremen
und Bremerhaven treffen möge. – Vielen Dank!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Präsident Weber: Als Nächster erhält das Wort der
Abgeordnete Perschau.

Abg. Perschau (CDU): Herr Präsident, meine sehr
geehrten Damen und Herren! Herr Güldner, es ist
absolut zulässig, dass die Opposition sich eine Auf-
lösung der großen Koalition wünscht. Das ist normal
und überrascht auch nicht sonderlich. Ich hoffe, es
überrascht Sie auch nicht, dass wir das anders sehen.

(Beifall bei der CDU und bei der SPD)

Insofern denke ich, Sie haben hier eine so große
Schleife gemacht. Sie hätten nach Ihrer Rede eigent-
lich die innere Logik anbieten müssen, dass Sie Frau
Rosenkötter nun auch wählen.

(Beifall bei der CDU und bei der SPD)

Alles, was Sie gesagt haben, hätte eigentlich dazu
führen müssen. Aber weil Sie in der Opposition sind,
geht es nach dem Motto, mögen hätte ich denn schon
gewollt, aber dürfen habe ich mich nicht getraut.

(Heiterkeit – Beifall bei der CDU und
bei der SPD)

Das ist auch zulässig. Es ist auch zulässig, dass man
das sagt. Insofern finde ich das nicht sonderlich über-
raschend.

Ich glaube, dass die SPD, und darüber bin ich froh,
in der schwierigen Lage, in der das Ressort sich be-
findet, Gott sei Dank sehr schnell entschieden hat.
Sie hat sich auch für jemanden entschieden, der hier
aus Bremen kommt, der hier verankert ist, der in dem

sozialen Bereich verankert ist durch die Tätigkeit im
Roten Kreuz und durch die Tätigkeit im Landessport-
bund sich sicherlich erhebliche Verdienste erworben
hat. Gleichwohl ist es so, wir wissen es ja, es ist ein
schweres Amt. Frau Röpke hat dieses schwere Amt
auch ausgefüllt und ist mit sehr viel Engagement her-
angegangen. Es ist bitter, gelegentlich zu erleben, dass
dann an bestimmten Bruchkanten eben auch solche
Politikerschicksale sehr viel Bitteres erleben müssen.
Das ist das Problem der politischen Verantwortung,
die wir alle tragen und der man sich nicht entziehen
kann. Das ist etwas sehr Grundsätzliches und sehr
Allgemeines.

Deshalb, liebe Frau Rosenkötter, wünsche ich Ih-
nen, dass Sie nicht nur den Mut haben, dafür zu kan-
didieren, das haben Sie ja, sondern dass Sie das Steh-
vermögen besitzen, auch das zu akzeptieren, und dass
es etwas anderes ist als in den anderen Funktionen,
die Sie bisher hatten. Politiker sind auch dazu da, dass
Menschen sich daran reiben können, sie müssen das
auch aushalten. Sie müssen die Konflikte und die
Entscheidungen, die das Leben mit sich bringt, durch-
tragen können. Dafür braucht man sehr viel Finger-
spitzengefühl und Hartnäckigkeit, auch einen guten
Schuss Selbstbewusstsein. Ich glaube, dass Sie das
entwickeln können. Ich wünsche Ihnen jedenfalls,
dass Sie die Tatkraft entwickeln.

Aber gerade im Anschluss an die letzte Debatte
wünsche ich mir natürlich auch, dass Sie in beson-
derer Weise diese klimatischen Verwerfungen in der
Frage der Zuwendungsbereitschaft, der Zuwendungs-
freude, der Menschlichkeit, die Freude einfach dar-
an, mit Menschen zu arbeiten, Menschen zu helfen
und für Menschen das Richtige zu tun, verspüren und
dass Sie diese auch in das Amt einbringen.

Die CDU, das wird Sie auch nicht sonderlich über-
raschen, wird im Gegensatz zur Opposition Ihrer Wahl
zustimmen, wir hoffen auf eine gute Zusammenar-
beit. Ich denke, dass gerade solche Krisen förmlich
dazu einladen, gemeinsam die Ärmel hochzukrem-
peln und etwas Gutes zustande zu bringen. Dabei
wollen wir Ihnen durchaus helfen. Ich wünsche Ih-
nen ganz persönlich viel Erfolg, und die CDU wird
das Ihre dazu beitragen, soweit wir das können, eine
gemeinsame erfolgreiche Arbeit zu leisten.

(Beifall bei der CDU und bei der SPD)

Präsident Weber: Als Nächster erhält das Wort der
Abgeordnete Tittmann.

Abg. Tittmann (DVU): Herr Präsident, meine sehr
verehrten Damen und Herren! Ich lasse Ihnen noch
ein paar Sekunden Zeit, dann können Sie den Raum
ja verlassen. Angesichts des wichtigen Themas ist das
bezeichnend für Ihr Demokratieverständnis. Sie kön-
nen bloß froh sein darüber, dass vorher meine viel
zu kurze Redezeit abgelaufen war. Ich hätte nämlich
noch Einiges zu sagen, und ich wollte gerade erst so
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richtig loslegen. Dafür haben Sie wahrscheinlich auch
schon tagelang gebetet, dass es nicht der Fall sein
würde.

(Abg. C r u e g e r  [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Beten hilft ja nicht, Herr Tittmann, das

ist ja das Schlimme!)

Herr Willy Wichtig, ach, entschuldigen Sie bitte,
Herr Willy Weber,

(Unruhe – Zuruf: Wedler!)

Herr Wedler, ja, weiß ich! Das müssen Sie entschul-
digen, Herr Wichtig, Herr Wedler! Herr Willy Wed-
ler, ich weiß nicht, warum ausgerechnet Sie hier so
große Sprüche klopfen müssen. Erstens sind Sie ab
dem 13. Mai 2007 hier sowieso politisch nicht mehr
vertreten, und zweitens lasse ich mich von einem FDP-
Mitglied, Mitglied einer Partei, die sowieso sinnlo-
ser und nutzloser ist als ein Kropf, nicht beleidigen.

Meine Damen und Herren, die Ernennung von Frau
Rosenkötter zur neuen Sozialsenatorin ist meines Er-
achtens zu schnell, zu panikmäßig und zu überstürzt
erfolgt. Sie dürfen bei Ihren Überlegungen nicht sträf-
lich außer Acht lassen, dass es sich bei der neuen,
zukünftigen Sozialsenatorin Frau Rosenkötter für das
sehr wichtige, schwer angeschlagene Ressort bei aller
persönlichen Wertschätzung ihrer erfolgreich geleis-
teten Arbeit als Landessportbundvorsitzende um eine
politisch unerfahrene Person handelt. Da kann ich mir
beim besten Willen nicht vorstellen, dass Frau Ro-
senkötter über die notwendigen politischen Erfahrun-
gen verfügt, ein solch schwieriges, skandalumwittertes
Amt mit zukunftsorientierten politischen Weichenstel-
lungen nach vorn bringen zu können. Hierzu ist drin-
gend erforderlich, fernab jeglichen Parteibuchden-
kens große Autorität und sehr hartes Durchgreifen,
effektive politische Weichenstellungen zukunftsori-
entiert durchzusetzen auch gegen den starken, mas-
siven Widerstand und Druck innerhalb ihrer eigenen
Partei. Ob das ohne politische Erfahrung überhaupt
möglich ist, das mag ich sehr stark bezweifeln!

Meine Damen und Herren, Frau Rosenkötter hat
ohne Zweifel als Landessportbundvorsitzende mit sehr
viel Engagement Großartiges geleistet, das ist völ-
lig unbestritten. Dafür sind ihr viele Bremerhavener
und Bremer dankbar. Vorsitzende eines Landessport-
bundes zu sein, ist aber von der politischen Verant-
wortung und den Sachfragen etwas ganz anderes als
verantwortliche Senatorin für ein solch schwieriges
Amt. Darum will man ja auch meines Erachtens Frau
Rosenkötter einen zweiten, sehr teuren Staatsrat zur
Seite stellen in Person ihres SPD-Parteigenossen Herrn
Dr. Schuster, der meiner Meinung nach über genauso
wenig Verwaltungserfahrung und Sachkenntnis ver-
fügt wie die zukünftige Frau Senatorin. Hier habe ich
den schlimmen Verdacht, dass dem treuen Parteisol-

daten Dr. Schuster ein gut dotierter Versorgungsposten
zugeschustert werden soll.

Meine Damen und Herren, ich habe es vorhin schon
erwähnt, für diese monatlich zirka 8000 Euro für ei-
nen zweiten, unnötigen Staatsrat können Sie sogar
drei zusätzliche Sozialarbeiter einstellen, die aktiv und
viel effektiver als ein zweiter Staatsrat direkt vor Ort
wichtige Hilfestellungen zum Wohle vernachlässig-
ter Kinder und betroffener Familien leisten könnten.
Das wäre sinnvoller und zweckmäßiger als ein zweiter,
teurer Staatsrat.

Meine Damen und Herren, für die neue Sozialse-
natorin geht es jetzt um große, schwerwiegende und
tief greifende Strukturreformen, und das ohne jah-
relange politische Erfahrung und mit einem zweiten
Staatsrat, der „nur“ als sozialpolitischer Sprecher der
SPD-Fraktion tätig gewesen ist, das mag ich auch sehr
bezweifeln. Meines Erachtens reichen diese Kriteri-
en fachlich und sachlich nicht aus, um dieses sehr
schwere Amt qualitativ leiten zu können, denn es
reicht meines Erachtens nicht als Qualifikation aus,
wenn man als Qualifikation vielleicht nur das SPD-
Parteibuch besitzt, siehe Hennemann, Vulkan-Skan-
dal lässt grüßen, oder aber ein guter Marathonläu-
fer ist, siehe Senator Lemke mit seiner gescheiterten
Bildungspolitik.

(Unruhe)

Meine Damen und Herren, Frau Rosenkötter, ich
kann Ihnen nur dringend raten, bleiben Sie noch sehr
lange die gute Vorsitzende des Landessportbundes!
Aber wie ich der Presse entnehmen kann, steht Ihr
sich  selbst  anbiedernder  Nachfolger,  Herr  Frank
Schildt, SPD, der jedem nur erdenklichen Pöstchen
mit Schaum vor den Lippen hinterherhechelt, schon
in den Startlöchern und scharrt mit den Hufen, der
jedes Mal bei Gewitter, wenn es donnert oder blitzt,
lächelt, weil er meint, er wird von der Presse foto-
grafiert.

(Unruhe)

Meine Damen und Herren, ich werde Frau Rosen-
kötter nicht mitwählen, wünsche ihr aber trotzdem
auch im Namen der Deutschen Volksunion als neue
Sozialsenatorin zum Wohle und im Interesse des Lan-
des Bremen bei der Ausübung ihres sehr schweren
Amtes viel Mut, Kraft, Glück und Erfolg und eine SPD-
Fraktion, die ihr dabei nicht in den Rücken fällt.

Abschließend darf ich namens der Deutschen Volks-
union noch hinzufügen, der Rücktritt von Frau Se-
natorin Röpke wiegt nicht auf, was ihre verantwort-
lichen Mitwisser, sprich verantwortlichen Mitarbei-
ter, mit dieser bundesweiten Schande auf ihr Gewissen
geladen haben.

Präsident Weber: Meine Damen und Herren, wei-
tere Wortmeldungen liegen nicht vor.
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Die Beratung ist geschlossen.

Meine Damen und Herren, die Mitglieder des Se-
nats werden nach Artikel 107 Absatz 2 der Landes-
verfassung mit der Mehrheit der abgegebenen Stim-
men gewählt.

Gemäß Paragraf 58 Absatz 2 unserer Geschäfts-
ordnung erfolgt die Wahl des Senats in geheimer Ab-
stimmung. Da es interfraktionell vereinbart wurde,
erfolgt die Abstimmung gemäß Absatz 4 in Wahlka-
binen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wenn ich
jetzt das Prozedere vorlese, wäre es ganz gut, wenn
wir uns hier im Plenarsaal ein wenig vervollständi-
gen würden.

Meine Damen und Herren, zum Wahlverfahren las-
sen Sie mich bitte folgende Anmerkungen machen:

Die Ausgabe der Stimmzettel und Wahlumschlä-
ge erfolgt nach Namensaufruf auf dem Tisch rechts
neben den Wahlkabinen. Bitte gehen Sie dann mit
Ihrem Stimmzettel in eine der beiden Wahlkabinen
und vermerken dort Ihre Wahlentscheidung auf dem
Stimmzettel! Sie haben die Möglichkeit, mit Ja, Nein
oder Stimmenthaltung zu wählen.

(Unruhe)

Meine Damen und Herren, wir machen jetzt eigent-
lich eines der ganz wichtigen Dinge, nämlich wir wäh-
len ein Mitglied des Senats, und ich bitte jetzt doch
um ein bisschen Aufmerksamkeit!

Meine Damen und Herren, fehlt eine Kennzeich-
nung, gilt die Stimme als nicht abgegeben. Enthält
der Stimmzettel mehr Kennzeichnungen als zu Wäh-
lende, ist er ungültig. Falten Sie den Stimmzettel und
stecken Sie ihn in den mitgegebenen Wahlumschlag!
Werfen Sie den Stimmzettel dann in die Wahlurne!

Meine Damen und Herren, ich weise noch darauf
hin, dass die Schriftführerinnen beziehungsweise der
Schriftführer Stimmzettel zurückzuweisen haben, die
erstens außerhalb der Wahlkabine gekennzeichnet
oder in den Wahlumschlag gelegt wurden, zweitens
nicht in den Wahlumschlag gelegt wurden, drittens
sich in einem Wahlumschlag befinden, der offensicht-
lich in einer der das Wahlgeheimnis gefährdenden
Art und Weise von den übrigen abweicht.

Stimmzettel, die Zusätze oder Kennzeichnungen
enthalten, sind ungültig, wenn sie den Willen des
Wählers nicht zweifelsfrei erkennen lassen oder die
Person des Wählers erkennbar wird. Sollte sich ein
Abgeordneter beim Ausfüllen des Stimmzettels ver-
schreiben, kann er bei den Schriftführerinnen bezie-
hungsweise bei dem Schriftführer gegen Rückgabe
des alten Stimmzettels einen neuen Stimmzettel er-
halten.

Meine Damen und Herren, wir kommen nun zur
Wahl.

Ich eröffne den Wahlgang.

Ich rufe jetzt alle Abgeordneten nach dem Alpha-
bet namentlich auf und bitte die so aufgeführten Da-
men und Herren, die Wahl vorzunehmen. Gleichzeitig
bitte ich die Schriftführerinnen beziehungsweise den
Schriftführer, an der Ausgabe der Stimmzettel und
an der Wahlurne Platz zu nehmen.

Meine Damen und Herren, ich beginne jetzt mit
dem Namensaufruf.

(Es folgt der Namensaufruf.)

Jetzt frage ich noch einmal, ob alle Abgeordneten
ihre Stimmzettel erhalten haben.

Ich stelle fest, dass alle Abgeordnete ihre Stimm-
zettel erhalten und auch abgegeben haben.

Meine Damen und Herren, damit ist der Wahlgang
beendet.

Wir kommen zur Auszählung der abgegebenen
Stimmen.

Ich bitte die Schriftführerinnen und den Schriftfüh-
rer, die Auszählung vorzunehmen!

Meine Damen und Herren, für diesen Zeitraum un-
terbreche ich die Sitzung der Bürgerschaft (Landtag).

(Unterbrechung der Sitzung 12.37 Uhr)

*
Präsident Weber eröffnet die Sitzung wieder um 12.45
Uhr.

Präsident Weber: Meine Damen und Herren, ich
stelle fest, die unterbrochene Sitzung der Bürgerschaft
(Landtag) ist wieder eröffnet.

Ich gebe Ihnen jetzt das Wahlergebnis bekannt, und
zwar in der Form, wie es mir von den Schriftführer-
innen und dem Schriftführer vorgelegt wurde:

Ausgegebene Stimmzettel 83, abgegebene Stimm-
zettel 83, vernichtete Stimmzettel 0. Auf Frau Rosen-
kötter entfielen 57 Ja, 22 Nein und 4 Enthaltungen,
ungültig 0.

Meine Damen und Herren, ich stelle fest, damit ist
Frau  Ingelore  Rosenkötter  gemäß  Artikel  107  Ab-
satz 2 unserer Landesverfassung in den Senat gewählt.

(Beifall)
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Frau Rosenkötter, die Bürgerschaft (Landtag) hat
Sie soeben in den Senat gewählt. Ich frage Sie, ob
Sie die Wahl annehmen.

(Frau R o s e n k ö t t e r : Ja!)

Meine Damen und Herren, ich stelle fest, Sie ha-
ben die Wahl in den Senat angenommen.

Wir kommen nun zu Ihrer Vereidigung.

Nach der Landesverfassung haben Sie den Eid vor
der Bürgerschaft zu leisten. Ich spreche Ihnen jetzt
die Eidesformel vor und bitte Sie, mit den Worten „Das
schwöre ich“ oder „Das schwöre ich, so wahr mir Gott
helfe“ den Eid zu leisten.

Die Eidesformel lautet: „Ich schwöre als Mitglied
des Senats, das Grundgesetz für die Bundesrepub-
lik Deutschland und die Landesverfassung der Frei-
en Hansestadt Bremen halten und schützen zu wol-
len.“

Frau Rosenkötter, ich bitte Sie, jetzt den Eid zu
leisten!

(Senatorin R o s e n k ö t t e r : Das schwöre
ich, so wahr mir Gott helfe!)

Frau Senatorin Rosenkötter, mit der Eidesleistung
ist Ihr Amtseintritt in den Senat vollzogen.

Ich gratuliere Ihnen ganz herzlich und wünsche
Ihnen für Ihre schwierige Amtsführung alles Gute!
Herzlichen Glückwunsch!

(Beifall)

Meine Damen und Herren, damit ist die Sitzung
der Bürgerschaft (Landtag) geschlossen.

(Schluss der Sitzung 12.48 Uhr)
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